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Peue Strafbeſtimmungen für Landesverrat.
Der Einbruch im Frieden dem Kriegskalle gleichgeſtellt.

Notverordnung
des Reichspräſidenten.

Der Reichspräſident hat auf Grund des Artikels 48, Ab
fatz 2 der Reichsverfaſſung folgende

Verordnung
zetr. Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und Orddas Reichsgebiet erlaſſen cherheit und Ordnung für

8 1.
Mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren vder mit

Jebenslänglichem Zuchthaus wird beſtraft, wer während
der in Friedenszeit erfolgten Beſetzung deutſchen Gebietes durch
eine fremde Macht dieſer in wirtſchaftlichen, politiſchen oder mili
zäriſchen Angelegenheiten als Spion dient oder Spione
dieſer Macht oufnimmt, verbirgt oder ühnen Beiſtand leiſtet.

Bei mildernden Umſtänden iſt die Strafe Zuchthans bis zu zehn
PVahren oder Gefängnis nicht unter zwei Jahren.

8 2.
Neben der Freiheitsſtrafe iſt auf Geldſtrafe bis zu fünfhundertMillionen Mark zu erkennen. darsße u nſban
Neben Gefängnis kann auf Verluſt der bekleideten öffentlichen

Aemter, ſowie der aus bffentlichen Wahlen hervorgegangenen
Rechte erkannt werden.

8 3.
S 98 des Strafgeſetzbuches über die Beſchlagnahme des Ver-

mbgens gilt entſprechend.
S 4.

Für die Aburteilung iſt das Reichsgericht zuſtändig.
Verlin, den 3. März 1923.

7

Die Verordnung tvird bereits in dem am 5. März 1928 zur Aus
be gelangenden Reichsgeſetzblatt Teil I Nr. 17 erſcheinen.
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Die Verordnung des Reichspräſidenten bedeutet weniger die
Schaffung neuer Strafbeſtimmungen für gewiſſe Fälle von
Landesverrat als vechtlichpraktiſch die Feſtſtellung des Ein-
bruchs der Franzoſen als Krieg, für deſſen Fall das
Reichsſtrafgeſetzbuch bereits ſchwere Strafen (und zwar etwa die
auch hier angedrohten) kennt. So bedenklich uns das leider ſchon
geübte Verfahren ſcheint, gegen einen Beamten, der von allen
Seiten bedroht ſich in Leibesnot für die Sicherung ſeines Lebens
entſcheidet und den Franzoſen ſchließlich ohne Ueberlegung der
Folgen irgendwelche Schriftſtücke überläßt, gleich wegen Landesver
rats einzuſchreiten und vom grünen Tiſch her urteilen zu laſſen,
ſo notwendig erſcheint uns die Verordnung des Reichspräſidenten
ſchon deshalb, um Unklarheiten über die Rechtslage
zu beſeitigen. Nicht minder dringlich freilich iſt die ſofortige
Umwandlungder Verordnungin Reichsgeſetz.

Einberufung (es Reichstags.
Berlin, 4. März. Der Reichstag iſt für Dienstag nachmittag

einberufen worden, zur Entgegennahme einer Regierungserklärung
über die weitere Beſetzung deutſchen Gebietes.

Heute Beratung der Reichsregierung.
Laut „L.-A.“ wird das Reichskabinett heute zuſammentreten, um

ſich über die Regierungserklärung ſchlüſſig zuwerden, die Reichskanzler Dr. Cuno am Dienstag vor dem
Reichstag abgeben wird. Außerdem werde man über die Maß
nahmen beſchließen, die als Antwort auf die Beſetzung der Städte
Mannheim, Karlsruhe und Darmſtadt getroffen werden ſollen.

Einbruch als Vergeltung.
Dipiomatiſche Vorwänäe.

Berlin, 4. März.
i anzöſiſche Regierung hat dem deutſchen Geſchäftsträger inper r ger der neuen gegen Mannheim, Karlsruhe

und Darmſtadt gerichteten Gewaltakte eine Note überg eben
laſſen, in der es heißt: Der RheinHerne kanal, deſſen in
folge von Sabotage beſchädigte Schleuſen durch die Bemühungen
der franzöſiſchen und belgiſchen Behörden wieder in Ordnung ge
bracht worden ſind, iſt durch abſichtliche erung von Kähnen
eſperrt worden. Die franzöſiſche Regieru hat e

Kergertungsmaßnahmen die Häfen von

Der neue

heim und Karlsruhe un

ſchloſſen, als
Mann-

d die Giſenbahnwerkſtätten

Neue Gewalt im Süden.
(Von unſerem Sonderkorreſpondenten.)

Mannheim, 2. März. (Eig. Drahtb.)
Ohne jede vorherige Mitteilung an die Reichsregierung ſind

franzöſiſche Truppen, darunter Schwarze, am Sonnabendvormittag
gleichgzeitüg an drei Stellen in bisher unbeſetztes Gebiete wieder-
rechtlich eingedrungen. Der neue Vorſtoß der Franzoſen auf das
rechte Rheinufer iſt hauptſächlich als wirtſchaftspolitiſche Maß-
nahme zu werten. Frankreich trachtet danach, alle Rhein-
häfenreſtlosindieZollgrenzeeinzubringen. Von
dieſem Geſichtspunkt aus wurden auch vor faſt vier Wochen Appen
weier und Offenburg beſetzt und es bleibt nur eine Heuchelei, daß
man dieſen Gewaltakt unter dem Vorwand der Unterbindung des
internationalen Schlafwagenverkehrs ausführte. Heute kann kein
Zweifel mehr darüber beſtehen, daß die Beſetzung der genannten
Städte nur als Vorbereitung für die Aktion diente, die
am Sonnabend gegen Mannheim und Karlsruhe unternommen
wurde und die gleichzeitig vervollkommnet worden iſt durch einen
Vormarſch auf Darmſtadt.

Jn Mannheim wurde der Hafen und deſſen Küſtengebiet befetzt.
Es handelt ſich um den

größten Binnenhafen Europas,
der kurz vor dem Kriege, was den Umſchlag betrifft, nur durch
den Kohlenverſand- Hafen Duisburg-Ruhrort
r worden war. 110 ha Waſſerfläche ſind hier als ſtagt-
licher Rheinhafen nutzbar gemacht, und die Geſamtfläche dieſer
größten der Mannheimer Hafenanlagen umfaßt ſogar 266 ha mit
110 km Gleisanlagen, 20 km Verladerampen und 20 km Zu und
Abfahrtſtraßen. Jn der Unzahl der verſchiedenen Hafenbecken und
Verbindungskanäle hat ſich im letzten Vorkriegsjahr der Verkehr
auf 5,52 Millionen Tonnen belaufen. Oberhalb Mannheims iſt
eine weitere private Hafenanlage für die in dem Vorort Rheinau
angeſtellte Jnduſtrie. Hier ſind drei Hafenanlagen vorhanden mit
12,1 km Uferlänge und hier betrug ſelbſt im Kriegsjahr 1916 der
Güterumſchlag noch 2,09 Millionen Tonnen. Als dritte Hafen-
anlage beſitzt Mannheim noch den ſtädtiſchen Jnduſtriehafen, der,
neu erbaut, en erſter Linie für die an der Neckarmündung angeſie-
delte Jnduſtrie etwa 140 Unternehmen in Frage kommt. Jm
Jahre 1920 betrug hier der Eiſenbahngüterverkehr bereits 1,3 Mill.
Tonnen.

Dieſe Zahlen geben ein Bild von der doppelten Bedeutung Mann
eims, als ſüddeutſche Handels und Schiffahrtszentrale und alsWer ſirienert, Jn den Mannheimer Rheinhafenanlayen vollzieht

ſich der Umſchlag all der Güter, die auf dem Waſſerwege des Rheins
aus Ueberſee, aus Holland, aus dem rheiniſch weſtfäliſchen
Jnduſtuiegebiet für die ſüddentſchen Länder, Baden, Württem-
berg und Bayern mit der Pfalz zugeführt werden, vor allem Ge
treide, Petroleum, Kohle, Eiſen uſw. Andererſeits ſtrömen hier
die Fertigfabrikate aus dem Süden des Reiches zuſammen,
Maſchignen, Tabak, Holz uſw., um den Reiſeweg in die Welt
anzutreten. Dieſe Verkehrslage begünſtigte aber auch das Empor-
blühen Mannheims als Jnduſtrieſtadt, die ſelbſt eine Reihe von
Farmen von Weltruf beherbergt: die Maſchinenfabrik von Benz,
Lan, Brown Boveri Co., die Zellſtoffabrik Waldhof, große
Walz und Oehlmühlen, Tabakfabriken uſw.

Jünger als Hafenſtadt iſt Karlsruhe, das ſeinen jetzt be
ſetzten Rheinhafen, eine ſtarke Stunde außerhalb des Zenkrums
der Stadt, erſt vor rund 25 Jahren gebaut hat. Auch hier hat in
dieſer Zeit der Verkehr einen ſtarken Aufſchwung genommen und
manche Jnduſtrie ſich die günſt?ge Gelegenheit des
direkten Waſſerweges durch Anlage neuer Werke nutz
bar gemacht. Kein Wunder, wenn die Franzoſen, auf dem bis-
herigen Wege der Gewaltvolitik fortfahrend, die wichtigen Rhein-
hafenanlagen dieſer beiden Städte dem von ihnen beſetzten Ge-

biete einverleiben. 8Die Beſetzung in Darmſtadt unterſcheidet ſich von der der
Mannheimer und Harlsruher Häfen. Hierbei handelt es ſich um
einen rechtswidrigen Ueberfall in die neutrale Zone, alſo um
eine weitere Verletzung des Vertrages von Verſaülles. Die Be-
ſetzung des Güterbahnhofs Darmſtadt vollzieht ſich hingegen im
Rahmen des Friedensvertrages, denn der im Weſten der Stadt
gelegene Verſchiebebahnhof fällt noch in das Brücken-

opfgebiet von Mainz und war bisher mehrmals beſetzt.
Zweifellos will man hier eine Kontrolle über den Güterverkehr
ausüben, der auf der Bahn von Frankfurt nach Süden und vom
nördlichen Bayern nach dem Weſten geht und in Darmſtadt kreuzt.
Die Möglichkeit, den allgemeinen Verkehr von Frankfurt ſüdwärts
zu unterbinden, haben die Franzoſen ſchon immer gehabt, da die
vor Darmſtadt gelegene Station Arheiligen ebenfalls innerhalb
der Zone des Brückenkopfes Mainz liegt. Dagegen bedeutete eine
Ausdehnung der Beſetzung Mannheims, die bisher unterblieb, auf
den nahe der Rheinbrücke liegenden Hauptbahnhof nur eine
Verkehrsabſchnürung der Stadt Mannheimſelbſt, nicht aber eine Abdroſſelung des Verkehrs in der Richtung
nach Karlsruhe und Stuttgart, da hier zwei Mannheim nicht be
rührende Hauptſtrecken noch vorhanden ſind, die öſtliche über
Heidelberg-Bruchſal, die weſtliche über Friedrichsfeld--
Schwetzingen.

von Darmſtadt zu beſetzen. h in d
frangöſiſche Regierung nicht die Mühe, ihre Gewaltakte zu
ſchleiern,

a

Auch in dieſen Fällen gibt ſich die
ver

v pr. Doſe r ordnungen üher den Verkehr auf dem Rhein nach ſich zögen.z

Arveitsniederlegung in Darmſtadt.
30 Maſchinen in Sicherheit gebracht.

Darmſtadt, 4. März. (Eig. Drahtbericht.)
Jn Darmſtadt haben die Franzoſen die Eiſenbahn

betriebswerkſtätte, das Gas- und Elektrizitäts
werk und den Güterbahnhof beſetzt, deſſen Arbeiter ſofort
die Arbeit niederlegten. Ungefähr 30 Maſchinen
aus der Betriebswerkſtätte wurden vor dem Einmarſch in Sicher-
heit gebracht; ebenſo iſt alles wertvolle Reparaturmaterial
abtransportiert worden. Der in Darmſtadt beginnende und dort
endende Perſonenverkehr wurde vorläufig eingeſtellt, um keine Ma
ſchinen zu gefährden. Jn der Stadt ſelbſt befinden ſich keine
Truppen. Der Oberbürgermeiſter hat an die Bevölkerung einen
Aufruf gerichtet, in dem es heißt: „Hinſichtlich des Privateigen
tums, insbeſondere von Lebensmittelvorräten, beſtehen keine Be
fürchtungen im Falle einer Beſetzung der Stadt. Jch bitte alle Ge
ſchäftsinhaber, im Jntereſſe der Stadt über Lebensmittelvorräte,
Brennſtoffe und dergl. keine Verfügung zu treffen, ſondern ſie in
der Stadt zu belaſſen. Die Bevölkerung wird dringend ermahnt,
Würde und Ruhe zu bewahren.“

Gerdrängung des deutſchen Babnperſonals
Räumung der Dienftwohnungen.

Mannheim, 4. März
Die Lage im ReichsbahnDirektionsbezirk Ludwigshafen

hat ſich weſentlich verſchärft. Nachdem in der Nacht vom Freitag
auf Sonnabend das Perſonal der Reichsbahndirektion Ludwigs-
hafen den Betrieb noch durchzuführen verſucht hatte, ſetzte am
Sonnabend eine planmäßige Verdrängung des deutſchen Eiſen
bahnperſonals ein. Das deutſche Perſonal wurde von der mili-
täriſchen Unterkommiſſion und deren Bahnhofskommiſſaren auf-
gefordert, zu erklären, ob es den Dienſt unter franzöſiſchem Be
a weiterverſehen wolle. Da dies überall abgelehnt wurde,
erfolgte ſofortiger Befehl, die Dienſträume, Stellwerke,
Werkſtätten uſw. zu verlaſſen, da der Betrieb in franzöſiſche
Hände übergehe. Das Perſonal wurde durch franzöſiſche Be
ſatzungstruppen und von franzöſiſchem Eiſenbahnperſonal im
Laufe des geſtrigen Tages auf den pfälziſchen Hauptbahnſtrecken
verdrängt. Auf den Nebenſtrecken wollte das deutſche Eiſenbahn
perſonal den Betrieb weiterführen, die Franzoſen haben dies jedoch
nicht zugelaſſen und verbieten jeden Eiſenbahnbetrieb innerhalb
der Pfalz nach deutſchen Beſtimmungen.

Es wurde ein franzöſiſcher Befehl angeſchlagen, wonach Dienſt-
wohnungen bis zum 8. März zu räumen ſind, widrigenfalls di
Jnhaber aus gewieſen werden.

Wirtſchaftsmaßnahmen der Franzoſen.
Karlsruhe, 4. März. »Der Vorſtand des Güteramts

Karlsruhe-Rheinhafen wurde geſtern abend von dem Führer
der franzöſiſchen Hafenbeſetzung vorgeladen. Jhm wurde folgende
Mitteilung gemacht: 1. Die Ausfahrt jedes Schiffes aus dem
Hafen iſt rechtzeitig dem Führer des Hafenkommanods zu melden.
2. Züge, die aus dem Hafengebiet ausfahren, haben vor der Alh-
brücke zu halten und werden dort kontrolliert. 8. Die Ausfuhr
von Kohle und Kohlenerzeugniſſen ſowie von metallurgiſchen Er
zeugniſſen aus der Hafenzone iſt verboten.

7

Ernennung eines franzöſſſchen Verkehrsdirktoers.
Paris, 4. März. Die Jnteralliterte Oberkommiſſion hat den

zweiten Direktor für das Eiſenbahnweſen im Miniſterium
Breand, zum Verkehrsdirektor für die rheiniſchen Eiſenbahnen
ernannt.

Neue Rnebelung der Preſſefreiheit.
Bonn, 8, März. Die ſozialdemokratiſche Zeitung „Das

Rheiniſche Volk“, die in letzter Zeit bereits mehrere Male
für einige Tage verboten war, iſt neuerdings für drei Monate
verboten worden.

Das Ausland zu Frankreichs Gewalt.
Kohlenteuerung in Spanien.

Jn einem Artikel in der Zeitung „El Sol“ ſchreibt Olariaga
über die verhängnisvollen Wirkungen der fran-
zöſiſchen Ruhraktion auf die Welt wirtſchaft un
führt aus, daß, wenn nicht bald ein Wandel eintrete, die ſchwer-
wiegendſten Folgen zu erwarten ſind. Jn einem Artikel in „Lo
Libertad“ beklagt Oviedo, daß ſeit Beginn der Ruhraktion die
Kohlenpreiſe unausgeſetzt ſteigen.

Schädigung der Holländiſchen Rheinſchiftahrt.
Die neue holländiſche RheinDampfſchiffahrts Geſellſchaft hat

an das Miniſterium des Aeußern im Haag eine Eingabe gerichtet,
in der auf die Folgen hingewieſen wird, die die franzöſiſchen An-

DiDie
Nachteile, die hieraus erwüchſen, ließen ſich gar nicht abſchätzen
und die Geſellſchaft erſuche deshalb die Regierung dringend, ſo

9 lCormittag
et Tendens: Sehr ſtill, ſchnell wie möglich einzugreifen,
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Die neue Wirtſchaftspolitik.
Sicherung des Unternehmerintereſſes auf

Dafür Nedrighaltung der Löhne.
iſt im Haushaltsausſchuß des ReichstagsIn den lehten Tagen

Etat des Reichswirtſchafts miniſteriums beraten worden. Die
e r verdienen die größte Bea Und zwar nicht

nur w es neuen Marnnes, an die Stelle des Genoſſen
Robert idt getreten iſt, mehr noch wegen des neuen Kurſes,
den Herr Dr. Becker und die bürgerlichen Parteien einſchlagen
wollen. War auch die Rede des Herrn Dr. Becker kein Programm
z waren es doch die Reden der bürgerlichen Abgeordneten. Jeden

latn bereits die Umriſſe der neuen Wirtiſchaftsvolitik
sagt der erkennen.

ir wollen zunächſt ſagen, was
die neue Wirtſchaftspolitik nicht bringen

wird. Nach den Erklärungen, die insbeſondere der Ren. er
Cuno wiederholt abgegeben hat, der ſchwere Kampf an der Ruhr
verlange Opfer aller Kreiſe, war vielfach angenommen worden,
daß ſolche Opfer jetzt kommen würden. Die Erwartungen ſind
ſchwer enttäuſcht worden. Der verantwortliche Mann für die
r ht des Reiches, Herr Dr. Becker, bleibt durchaus
der bereits vor Wochen im Reichswirtſchaftsrat ausgeſprochenen
Meinung treu, daß Zwangsmaßnahmen des Reichs unwirkſam
ſind, und daß nur die in nerliche Umſtellung des Unter-
nehmertums die S lhkeit zur Behebung wirtſchaftlicher
Schwierigkeiten biete. Einſchneidende geſetgeberiſche Maßnahmen
gegen die ſich immer mehr verſchärfende Not breiter Teile der Be-
völkerung ſind alſo nicht zu erwarten.

Das wäre ja vielleicht zu ertragen, wenn ſich dieſes Ziel
auf anderem Wege und mit anderen Mitteln erreichen laſſen
würde. Aber auch das iſt nicht zu erwarten. Von den bürgerlichen
Parteien ſind Maßnahmen gefordert worden, die in erſter Linie der

Sicherung des in den letzten Jahren unabläſſig geſtiegenen
Unternehmerprofits

bezwecken, obwohl das in der gegenwärtigen Lage Deutſchlands
nur möglich iſt durch eine Erhöhung der Laſten von Ar-
beitern, Angeſtellten, Beamten, Rentnern und
ſonſtigem Mittelſtand.

Selbſtverſtändlich iſt der Vorſtoß für eine neue Wirtſchaftspolitik
nicht unter dieſem Stichwort geführt worden, ſondern mit Argu-
menten, die den wirklichen Abſichten ein harmloſes Gewand zu ver-
leihen trachteten. Die bürgerlichen Parteien forderten den Ab-
bau der Preiſe. Gewiß eine löbliche Abſicht, die nicht nur von
der Sozialdemokratie, ſondern von allen Kreiſen des Volkes, die
nicht Warenerzeuger oder Warenbeſitzer ſind, begrüßt wird. Aber
es iſt ſchon merkwürdig, daß diejenigen, die zur Rechtfertigung der
bisherigen Preispolitik immer ihre Abhängigkeit von der
Deviſenentwicklung betonten, jetzt mit einemmal er-
klären, die Deviſen entwicklung hänge mit der
Preisfrage nicht oder nur ſehr loſe zuſammen, ſo ſind noch
merkwürdiger die poſitiven Vorſchläge, die den Preisabbau be-
wirken ſollen

Laienkreiſen, die ſelbſtverſtändlich nach Meinung der bürger-
lichen Herren von Wirtſchafts politik nichts verſtehen, hatte man
erwartet, daß der Preisabbau beginnen würde mit dem Abbau der
rieſenhaften Gewinne, die die Unternehmer in Handel, Jnduſtrie
und Landwirtſchaft jahrelang ununterbrochen bezogen haben. Aber
daran denkt niemand. Man beſtreitet auf das entſchiedenſte, daß
die Unternehmergewinne zu hoch find und genau, wie in früheren
Fällen, hat man auch jetzt ein Karnickel, das man für den nicht
eingetretenen Preisabbau verantwortlich machen kann. Die hohen
Frachten der Eiſenbahn und die Kohlenſteuer, alſo der böſe Fiskus,
aber nicht die Unternehmer, ſind nun mit einemmal die Urſache,
daß ein Abbau der Preiſe nicht erfolgt. Aehnelt das nicht außer-
ordentlich dem monatelangen Geſchrei gegen den Achtſtundentag
als die Quelle alles Wirtſchaftselends in Deutſchland?

Und wie iſt es mit der Beſeitigung der Kohlenſteuer?
Die Kohlenſteuer bedeutet an ſich eine

Wegſteuerung der Bergwerksrenten
und eines Teils des Monopolgewinnes zugunſten der Allgemeinheit.
Soweit ſie das iſt, liegt ihre Aufrechterhaltung trotz des Geſchreis
der Jntereſſenten und ihrer Gläubiger durchaus im Jntereſſe der
Geſamtheit. Nur ſoweit ſie in ihrer Höhe darüber hinausgeht,
wird ſie, wenn einmal ſtabile Verhältniſſe eingetreten ſind, er
mäßigt werden müſſen. Ob aber jetzt die Ermäßigung der Kohlen-
ſteuer eine Entlaſtung des Verbrauchs darſtellt, iſt überaus fraglich,
um ſo mehr, als bei dem gegenwärtigen Wirtſchaftsminiſter keine
Gewähr dafür vorhanden iſt, daß er den Anforderungen der
Kohlenbarone ben nötigen Widerſtand entgegenſetzen würde. Wahr-
ſcheinlich würde alſo der Profit der Kohlenbarone um einen großen
Teil des Betrages ſteigen, um den die Steuer ermäßigt wird. Was
aber bedeutet das? Dem Staate werden Hunderte von
Milliarden entzogen, die den Kohlenbeſitzernzufließen. Das im Staatsſäckel entſtehende Loch muß eben-
falls durch die Notenpreſſe ausgefüllt werden, ſo daß genau wie
bei der Ermäßiqung der Frachten die Verſtärkung der Geldent-
wertung eine Belaſtung der Verbraucher die Folge iſt.

Reſten des Staates und des Proletariats.
Wie wenig ernſt es den bürgerlichen Parteien mit dem Abbau

der Preiſe i Stellu der beant Erhöhuder Umſa e e ftlich ſchen hat die t t ener

dieſelbe hlenſteuer: ſie verteuert die Produktion
und erhöht die Preiſe. Trotz der Verſchiedenheit W 7
40 Prozent Kohlenſteuer und 8 Prozent Umſatzſteuer die
daraus ſich ergebende Geſamtbelaſtung ungefähr die gleiche. Jn
den erſten n Monaten des Rechnungsjahres 1922 28 hat die Um
ſatzſteuer 108 Milliarden, die Kohlenſteuer 111 Milliarden Ertrag

t. Will man alſo wirklich nur den Preisabbau, dann iſt es
iderſinn, die Kohlenſteuer abzubauen und die Umſahſten

zu erhöhen.
Sehr bedenklich find auch die Abſichten, die mit der

Kreditgewährung an die Jnduſtrie
verbunden werden. Wo, wie im beſetzten Gebiet, der Abſah von
Waren unmöglich iſt, mögen Kredite an ſich nicht z— vermeiden
ſein. Es ſcheint aber, als ob über das Maß der Kreditgewährung
doch ſelbſt innerhalb der zuſtändigen Kreiſe ſehr erhebliche Mei-
nungsverſchiedenheiten beſtehen. Auch wir halten es für notwendig,
daß der öffentliche Kredit erſt einſetzt, wenn die eigenen Kräfte
bis zum letzten angeſpannt ſind und namentlich die Deviſen-
beſtände der kreditfordernden Jnduſtrie und des Handels dem
Reiche zur Verfügung geſtellt ſind. Aber auch dann darf die Kredit-
gewährung nicht erfolgen nur gegen mäßige Zinſen. Es iſt ohnehin
zu fürchten, daß die außerordentlich großen Anſprüche an den
Kredit des Reiches reſp. der Reichsbank die Politik der Kreditein-
ſchränkung und damit auch die Stützungsaktion gefährden können,
falls ſie unbeſehen erfüllt werden. Von dieſem Standpunkt aus
iſt auch die Uebernahme der Milliardenlaſt aus der Erhöhung der
Getreidepreiſe auf die Reichskaſſe recht bedenklich, ſtatt die Niedrig-
haltung der Getreidepreiſe aus dem Umlageverfahren zu ſichern.
Dadurch wird die Jnflation ſo ſtark vermehrt, daß ſich ſchwere Ge
fahren für die Stützungsaktion der Mark ergeben.

Am bedenklichſten aber iſt die von dem Reichswirtſchaftsminiſter
Dr. Becker angekündigte

Niedrighaltung der Arbeitslöhne.

Bei wirklichem Preisabbau ließe es ſich gewiß rechtfertigen, wenn
in der jetzigen gefährlichen Situation die Löhne nicht ſteigen. Aber
noch iſt von einem Abbau der Preiſe nichts zu ſpüren, vielmehr iſt
ſeit dem Abſchluß der jetzt abgelaufenen Tarifverträge eine ſtarke
Steigerung der Lebenshaltungskoſten eingetreten. Der Arbeits
lohn hat überdies durch den rapiden Niedergang der Mark einen
ſolchen Tiefſtand erreicht, daß Gefahren für die Arbeits
leiſtung und die Arbeitsfähigkeit der Arbeiter
daraus entſtehen.

Geradezu unerträglich aber iſt dieſes weitere Sinken des Real-
lohnes in dem Augenblick, in dem die Unternehmergewinne
in alter Höhe aufrechterhalten werden ſollen, wo die
Steuergefetzgebung die Beſitzenden wiederum gewaltig ſchont und
wo durch die neue Wirtſchaftspolitik die Gefahr heraufbeſchworen
wird, daß ein weiteres Abwärtsgleiten der Mark möglich iſt. Denn
das iſt ſchließlich der tiefere Sinn der neuen Wirtſchaftspolitik:
Sicherung des Unternehmerintereſſes auf Koſten des Staates und
der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten! Dieſe Kreiſe würden alle
Opfer und Laſten der Ruhrbeſetzung tragen, wogegen die Unter-
nehmer ihre finanzielle Leiſtungsfähigkeit erhalten und ſogar noch
verſtärken können. Der Staat aber wird weiter geſchwächt und

was für den Augenblick das wichtigſte iſt die ungeheure Jn-
flationswelle, die die neue Wirtſchaftspolitik mit ſich bringt, iſt die
ſtärkſte Gefahr für die Stützungsaktion. Wir warnen deshalb
ron den Wegen, die die bürgerlichen Parteien mit Unterſtützung
des Wirtſchaftsminiſters Dr. Becker gehen wollen; ſie führen
inden Abgrund.

Auflage der Dollaranleihe.
Ein zahlung nicht in Mark, ſondern in Deviſen.

Berlin, 8. März.
Die Beratungen über die Ausgeſtaltung der Dollar-Schatz

anweiſungs-Anleihe, zu deren Ausgabe der Reichsminiſter der
Finanzen am 2. März 1928 durch Reichsgeſetz ermächtigt worden
iſt, ſind abgeſchloſſen: Die Anleihe ſoll vom 12. bis 24. März zur
Zeichnung zum Ausgabekurſe von 100 Prozent aufgelegt werden.
Die Einzahlung kann nicht in Mark, ſondern nur in Dollar und
anderen hochwertigen Deviſen erfolgen. Es werden Stücke lautend
über 5, 10, 20, 50 und 100 Dollar ausgegeben. die nach drei Jahren
zu 120 Prozent ohne jeden Abzug nach Wahl des Reichs in Scheck
auf Neuyork oder in Gold zurückgezahlt werden. Der Aufſchlag
entſpricht etwa einer Verzinſung von 6 Prozent. Die Dollar-
ſchatzanweiſungen werden zum BVörſenhandel zugelaſſen werden,
ſie ſind außerdem bei den Darlehnskaſſen des Reichs beleihbar und
unterſcheiden ſich dadurch von den Deviſen. Die Hingabe der den
Zeichnungsbedingungen entſprechenden Deviſen zum erſten Er-

rkung wie die

werb dieſer Dollarſchatzanweiſungen wird von der Deviſenumſatz-
ſteuer befreit werden. Die aufkommenden Deviſen fließen der

Reichsbank w. welche die ſ
Schatzanweiſungen übernommen

Spldneriſqhe Bürgſchaft für die
at.

enßiſcher Landtag.
Die Bilanz der Wuchergerichtsbarkeit. Erfolge dar

Berufsſchulpflicht im Vergban.
Berlin, 83. März (Sogz. Parl.-Dienſt.)

Der Preußiſche Landtag ſedte am Sonnabend die Beratung deso Handels und Gewerbeverwaltung fort. Die Ver
treter der bür Fieen Parteien traten für eine weit hende
Schonung des W r und des Hand verks ein.

andelsminiſter Genoſſe Siering antwortete anf verſchiedene
Beſchwerden u. a., daß die Reichsregierung ſich ſoſort: nach Be
u des Ruhrgebiets zur Zahlung von er bereite t habe. In Eingelfällen habe ſich ein etwas ſchwerfälliger
bureaukratiſcher Geſchäftsgang herausgebildet, um deſſen Be-
ſeitigung die preußiſche Regierung bei der Reichsregierung vor-
ſtellig geworden ſei. Der Kampf gegen den Wucher werde mit
aller Energie geführt. Jm letzten Jahre ſeien 9262 Verfahren ein-
geleitet worden. 1756 endeten mit Freiſpruch, in 3638 Fällen
wurden Geldſtrafen verhängt, die in 82 Fällen 50 000 Mk. über-
ſchritten. Jn 166 Fällen wurde auf Freiheitsſtrafe erkannt, von
denen 20 auf Zuchthaus lauteten. Wenn nicht mehr Beſtrafungen
erfolgt ſeien, ſo liege das zum Teil an der Bevölkerung, die ſich
nicht ſcharf genug gegen die Wucherer wende. Der Miniſter ver-
ſprach eine Reform der Gewerbeſtener und betonte, daß er ſeinen
Erlaß gegen die politiſche Betätigung der Handwerkerorgani-
ſationen unbedingt aufrechterhalten müſſe.

Zum Kapitel „Gewerbliches Unterrichtsweſen“ ſprach GenoſſeThiele, der die Belaſſung des gewerblichen Schulweſens in der
Hand des Handelsminiſteriums als unbedingt notwendig be-
eichnete. Zur Erhaltung der Fachſchulen müßten größere Mitteldereitgeſt zu werden. Die Schaffung der Berufspflicht für die

Bergarbeiterjugend des Ruhrgebiets habe gute Erfolge gehabt und
müſſe auch auf die andern Bergbaureviere und die Textil-
induſtrie ausgedehnt werden. Das Handelsminiſterium müſſe
ferner die Fortſchritte der amerikaniſchen Jnduſtrie auf dem Ge
biet der Normaliſierung und Typiſierung beachten und die Oeko-
nomiſierung der Wirtſchaft fördern. Die Arbeiterakademien ſeien
zu unterſtützen. v den ſtaatlichen Betrieben habe alles zu ge-
ſchehen, um die d der Vetriebsräte, die einen wahren
Hunger nach fachlicher Schulung haben, zu fördern. Die Verbin-
dung der Fachſchulen mit dem Fachhochſchulweſen ſein notwendig.

Der a Vennen forderte eine beſſere Aus-bildung der Gewerbelehrer, für die ſich auch der Demokrat Herr-
mann einſetzte. Ein Vertreter des Miniſteriums teilte mit, daß
der Handelsminiſter bereits an den preußiſchen und den Reichs-
finanzmfiniſter herangetreten we um eine finanzielle Unter-
ſtützung des gewerblichen Schulweſens zu erlangen.

Die Einzelberatung wurde auf Mittwoch, den 14. März, nach
mittags 8 Uhr vertagt.

Wirtſchaftspolitik.
Deviſenkurſe.

Heute 3. 3. 28.
Mark (Seld) Mark (Geld)

1 holländiſcher Gulden e 09000 9000
1 däniſche Krone e (453809 44001 italieniſche Lira e o e e e e e 1090 1100
1 Pfund Sterling 107000 1070001 Dollar 422700 227501 franzöſiſcher Frank e 222282102098 1360 1385
t Schweizer r e 4260 42701 tſchechiſche Krone 670 674

Tendenz: Sehr ſtill.

Aus aller Welt.
Raubüberfall auf zwei Kaſſendoten.

10*/, Miinonen Mark erbentet.
Jn der Ortſchaft Ni ederſchöneweide bei Berlin wurden

am hellen Tage zwei Kaſſenboten der Darmſtädter Bank
von maskierten und bewaffneten Räubern überfallen und aus
W rhi Die Boten befanden ſich auf dem Wege zu einer

abrik in Niederſchöneweide, um dieſer 10 h Millionen Markbringen. Das Geld trugen ſie in Rugſäcen bei ſich. An der
rücke, die ſüdlich Johannisthal über den Kanal führt, ſtanden

zwei Männer neben ihren Fahrrädern. Dieſe wandten ſich plötzlich
um, ſetzten den Boten Piſtolen auf die Bruſt und forderten ſie auf,
ihnen ihr Geld auszuhändigen. Beide Männer trugen ſchwarze
Vollmasken. Ein dritter Mann, der gleichfalls eine Maske trug,

Reform der Runſtſchulen.
Endlich ein erkreniſches Kapitel ſtaatlicher Kunſtpfiege.

Wie ein kürzlich an die Preußiſche Kunſt- Akademie gerichteter
Erlaß des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung
erkennen läßt, tritt die Reform des künſtleriſchen
Bildungsweſens aus dem Stadium der Erwägungen jetzt in
das der Verwirklichung. Die in dem Erlaß aufgeſtellten Richt-
linien decken ſich mit den von der Akademie der Künſte, den großen
Künſtlerrerbänden und den Fachleuten wiederholt erhobenen
Forderungen. Was das wdhighe Gebiet, die Ausbildung des
künſtleriſchen Nachwuchſes betrifft, ſo wird
nahm in die preußiſchen Kunſthochſchulen neben dem Nachweis
künſtleriſcher Begabung der Nachweis handwerklicher
Vorbild ung zur grundſätzlichen Bedingung gemacht; zum Bei-
ſpiel wird von dem künftigen Bildhauer der Beſuch einer Steinmetz-,
Holzbildhauer- oder Stuckateur-Werkſtatt gefordert werden.

Jn der Organiſation des Lehrplanes ſteht nach Abſolvie-rung eines Probefurſes, der Pflichtfächr wie Anatomie, Per-
ſpektive und Schriftzeichnung umfaßt, den Schülern die freie
Wahlihres Lehrers und die Fortbildung in den unter ſich
gleichgeordneten Ateliers für Bildhauerei, Malerei oder Plaſtik
offen. Die anzuſtrebende enge Verbindung der Lehrgänge für
Architekten, Maler und Bildhauer, wie ſie kürzlich wieder der
Bund Deutſcher Architekten forderte, iſt durch Austauſch von
Schülern zwiſchen den verſchiedenen Klaſſen und Werkſtätten
und durch Arbeitsgemeinſchaften ſichergeſtellt. Den Direktoren der
Kunſthochſchulen wird aufgegeben, bei der Dauer und Geſtaltung
der Ausbildungszeit die örtlichen Verhältniſſe zu berückſichtigen und
beſonders vorhandene Einrichtungen und Werkſtätten, wie örtliche
Fachhandwerker- und Kunſtgewerbeſchulen auszunutzen.

Um Lehrern und Schülern ſowie Außenſtehenden von dem Stand
des Könnens eine Vorſtellung zu geben, ſollen von Zeit zu Zeit
Schülerausſtellungen innerhalb der Anſtalten ſtattfinden.
Beſondere Maßnahmen ſind vorgeſehen, um dem künſtleriſchen
Nachwuchs über die wirtſchaftlich ſchwere deytgt hinwegzuhelfen.
Die Einrichtungen gemeinwiriſchaftlicher Mittags-

u r rdie Anſtaltsleitung, die Selbſtherſtellung von Farb-
material innerhalb der Akademie, die Veranſtaltung ge
meinſamer Studienreiſen und Ausflüge, die Vermitt-
lung von Aufrrägen und Arbeitsgelegenhei: und anderes ſoll der
wirtſchaftlichen Stützung dienen. Auf die Mitwirkung der
Schülerausſchüſſe wird hierbei beſonders Wert gelegt

Jm übrigen zeigt der Erlaß das Beſtreben, die in ihm ent
wickelten methodiſchen und pädagogiſchen grundſätzlichen Geſichts-
punkte den örtlichen Verhältniſſen möglichſt anzupaſſen. Er läßt
erkennen, daß eine allgemeine ſchematiſche Regelung im einzelnen
von Berlin aus nicht beabſichtigt iſt.

Bücher und Schrikten.
In Reclams Univerſal-Bibliothek erſchien
uB. Nr. 6374. Stefan Zweig, Der verwandelte Komö-

diant. Ein Spiel aus dem deutſchen Rokoko. (54 S.) Grund-
ur AufK Die graziöſe Verskomödie, die im Salon einer fürſtlichen Favo-zahlen: Geh. 0,3 Mk., geb. 0,6 Mk. (Schlüſſelzahl desBörſenvereins.)

ritin ſpielt, gibt auf kulturhiſtoriſchem Hintergrunde in fünf fein
gezeichneten Charaktertypen ein treffliches Bild der Zeit. Ein reiz-
volles Spiel der Liebe, Eiferſucht und Hofintrige, in dem der ſeiner
Kunſt ſich bewußt werdende Komödiant Sieger bleibt.

halliſches Kunſtleben.
Morgenfeier im Stadttheater.

Der geſamte Ertrag der Morgenfeier des Stadttheaters von
geſtern ſoll der Ruhrſpende zugeführt werden. An Beſuchern waren

bleiben nur mit dem Abſchluß ihrer OpfertätigkeitDie Morgenfeier begann mit Wagners e „Die Meiſter-
ſinger von Nürnberg“ und einem Vorſpruch von Ehrhard Ever
den Fritz Bünzel ſprach. Maria Günzel-Dworſki ſang
drei Lieder von Schubert. Dann ſprach Alfred Durra „Den
Landſtänden zum Chriſtophstag 1817“ von Ludwig Uhland und
„Pidder Lüng“ von Detlev v. Liliencron, zwei Gedichte, von denen
beſonders das letzte weit mehr revolutionären als nationalen
Charakter hat. Natürlich wurde das Wort „Lieber tot, als Sklav'l“
den Zwecken dienſtbar gemacht, die in Zeitläuften wie den r en
die Schürer des Kriegsgeiſtes bei jeder nationalen Gemeinſamkeit

verfolgen. Aehnlich geſchah es mit der Rütli-Szene aus „Wilhelm
Tell“. Es ließe ſich der Nachweis erbringen, daß ein Teil der

„Tell“ Freunde von heute unter dem alten Regime zu den Feinden
der Dichtung zählte, weil die damals andere Tendenzen unterſtützte.
An Bühnen, auf die der Geiſt, an dem die Welt geneſen ſollte, be

ſonderen Einfluß hatte, wurde der „Tell“ ſchließlich überhaupt nicht
mehr geſpielt. Aber es lohnt ſich wirklich nicht, mit denen zu
ſtreiten, die nur die Schwerter ſehen, zu denen die Schweizer
greifen, und nicht die, gegen die ſie gerichtet ſind. Seit 1807 bis
zu den Ruhrtagen 1628 hat es noch viele Geßler-Hüte gegeben, die
von deutſchen Gewalthabern in deutſchen und fremden Landen
aufgerichtet wurden! Am Schluß ſang die Mehrheit der Verſamm-
lung, in der Meinung, damit dem Geiſte des Rechts zum Siege
zu verhelfen, die Nationalhymne, deren Text Deutſchland
über alles, über alles in der Welt .“l) auf das
Ausland, deſſen Vertrauen wir brauchen, notwendig als Para
phraſe zum nationalen Größenwahn wirken muß. H. Le.

Gäſte im „Waffenſchmied“. Die geſtrige Aufführung des
„Waffenſchmied“ im Stadttheater gab wieder einmal Gelegenheit,
zwei Gäſte zu hören. Jn der Partie des Knappen Georg erſchienEdgar Lißner. Die dankbare Rolle bot dem ſcheinbar noch recht
jungen Sänger gute Gelegenheit zur Entfaltung ſeiner hübſchen
Stimmittel, obwohl in der Höhe der Ton bisweilen etwas eng ge-
nommen wird. Aber das Fundament der Stimme, im Umfange
der kleinen Oktave, bedarf noch klangvollerer Ausbildung. Auch
das etwas Linkiſch-Schüchterne im Spiel muß noch abgelegt wer
den. Vielleicht könnte Herr Lißner nach einem abermaligen Gaſt-
ſpiel als Mime oder David den Nachweis ſeiner Verwendbarkeit
als Tenorbuffo für unſere Bühne erhringen. Die Marie ſang
Gertrud Michaelis als Gaſt. Die Ausſprache war außer

auf dem 1. Ring außer den Berufsmäßigen 32 zu
Da nicht anzunehmen iſt, daß die ſonſtigen Beſucher des 1. Ringes
nicht gern „Deutſchland, Deutſchland hören, iſt ihr Fern-

u erklären.

ählen. ordentlich deutlich; das Organ wurde zum Vorteil der geſang-
lichen Leiſtung und im Jntereſſe des Wohlklangs ſehr vorſichtig
behandelt. Die Stimme iſt ein heller Sopran, der durchaus un-
verbraucht klingt, ſo daß nie ein ſchriller oder ſcharfer Ton das
Gleichmaß der melodiſchen Linie ſtört. Wenn einige provinzielle
Uebertreibungen im Spiel abgeſtellt werden, könnte die Künſtlerin
ein Gewinn für unſexe Oper werden.

Stadttheater. Heute und Donnerstag 72 Uhr wird Holbergs
„Politiſcher Kannegießer“, Dienstag 724 Uhr die Tragödie
„Frantzius“ von Paul Gurk wiederholt. Mittwoch 724 Uhr: „Die
Zauberflöte“. Am Freitag Erſtaufführung von Korngolds Oper
„Die tote Stadt“. Sonntag Neueinſtudierung: „Der Barbier von
Sevilla“, Oper von Roſſini. Jn Vorbereitung: „Macbeth“ von
Shakeſpeare in der Ueberſetzung von F. Th. Viſcher.

Die StammkartenJnhaber des Stadttheaters werden nochmals
aufgefordert, die zweite Nachzahlung auf die 3. Rate des Abonne
n baldigſt an der Kaſſe des Stadttheaters (10 bis 2 Uhr) zu
eiſten.
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Einbruch beim deutſchen Botſchafter in Rom n
Ein Legationsſekreiar und ein Eindrecher verletzt.

un re eUcht. Jnd verwundete einen von ihnen v ſo gut die Kinbrecher
ſt. Laut „Agenziag Stefani“ hat es

getadelt, daß die Vewachung der
genügend geweſen ſei,

Nach einer abends in Berlin
iſt bei dem Anſchlag auf die
eben Altenburg durch
ebensgefährlich ver letzt worden.

Zuchthaus für Lebensmittelſchieber.

Wegen r Fleiſch und Butterſchiebereien
rheim zwei Holländer zu je
ei Millionen Mark Geld-

wurden von der Strafkammer in Manr
einem Jahr Zuchthaus und zw
ſtrafe verurteilt. Jhre Helfer kamen mit Gefängnis davon.

Rieſendiebſtähle eines Kindes.
Das Werkzeug einer Erpreſſerin.

Bei einem Kaufmann in Berlin kamen in der
1bee bis zum Februar dieſes

mit 800000 Mark, eine goldene Uhr,

lizei nahm die Einbrecher
iniſterpräſident Muſſolini

Umgebung der Botſchaft un-

eingetroffenen Meldung aus Rom
deutſche Botſchaft der Legations-

Oberſchenkelſchuß ſchwer, aber nicht

Jahres ganz rätſelhafte Diebſtählevor. Geſtohlen wurden eine Kaſſette mit 300 000 Mk., eine Je

wurde nachts von Ein

eit von Oktober (Vortrag);

26. März:
Silberzeug, Dollarnoten,

einer Erpreſſerin in die
wänden wußte die Grpreſſerin

m r des12.

Vorſtandsſitzung;
80. März: Abendwanderung. Jeden Freitag Spielabend.

an das Kind heran und verleitete es, unter der Vor
ſpiegelung, ihm Stiefel kaufen zu wollen, dem Vater 9000 Mk. zu

dieſen erſten Fehltritt hatte ſich

Aus der Jugendbewegung.

Märx-Programme der Soz. Arbeiter-Jugend.
Ortsgruppe Delitzſch.

6. Märg: Monatsverſammlung; 11. März: Probe zur Jugend
weihe; 18. März: Arbeit ſämtl. Funktionäre i. d. udendbewegung

13. März: Probe zur Jugendweihe; 20. März: Leſe-
und Diskuſſiorsabend; 25. März: re an der Jugendweihe;

Rezitationsabend;27. ärz:

Krrgl ernteJene a

ände Weg Unter immer neuen Vor-
s Kind zu Diebſtählen zu ver

leiten. Die Beamten begleiteten jetzt unauffällig das Kind auf
dem Schulwege, und ſo gelang es, die Behrend zu verhaften.

europäiſchen Telephonverkehrs.
ärz tritt in Paris eine internationale Konferenz

zuſammen, die ſich mit dem internationalen
kehr, insbeſondere mit den damit zuſammenhängenden techniſchen
Fragen befaſſen wird. Dabei wird auch die Frage der Gründung
einer europäiſchen Telephonbetriebs geſellſchaft
berührt werden.

elephonver-

ns

richten.
befindet ſich ebenfalls dort.

die Kleine

worden: Sonntag, 1. Juli;

Sonntag, 2.
Am kag, dem 9. September.

zwei e mehr als 1921
Tag in Frage.

Transportkoſten ein

worden. Anßerdem haben ſi

Vorläufer für Magdeburg,

Pferderennen in Halle. In der Delegiertenverſammlu
deutſchen Rennvereine am Dienstag in Berlin ſind für die halliſche
Rennbahn im laufenden Jahre folgende Renntermine genehmigt

tember; Mittwoch, 5. September.
haltiſchen Reiterverein in Deſſau auf der halliſchen Bahn am Sonn

Es kommen alſo in dieſem

Sonntag, 15. Juli; Sonnabend, 11. Auguſt; et 1

Wage für
Halle acht Tage das iſt ein Tag mehr als im vorigen Jahr und

einen Sonntag im Juli verzichten, ſo da
Tagen Rennen gelaufen werden.

Pferd
zurück koſtet heute ſchon nahezu
gruppenweiſe zuſammengelegt

daß zum Beiſpiel Halle im Juli im
mittelbar vor geraburg laufen läßt.

Poftfenanagen an e er. Ardeter Jngena.

Poſtſe n jeder Art an die Gruppen und an den Vorſtanddes t an der Szaliiſchen Arbeitern ſind an
G. Kohlemann (Halle), Harz 424 Der BVriefkaſten 5 44, Hinterhaus, 2 Treppen, r

reisleiters für Halle-Saalkreis

7

Sport.
det

nabend, 7. Juli; tag 8. Juli
Auguſt;

ür den An

und für Deſſau-Halle noch ein neunter
Vor ausſichtlich wird aber der Rennverein noch auf

im Juli nur an drei
Mit Rückſicht auf die ungeheuren

von Hoppegarten nach Halle und
illion ſind die Termine

und auf wenige Monate verteilt
die Nachbarvereine dahin verſtändigt,

nſchluß an Leipzig und un-
Jm Auguſt iſt Halle der

während es im September den Reigen
vor Leipzig und Dresden eröffnet.
ä

ſchaffliches und Provinz:

buchdruckerei, e. G. m.

on

Veranwtorltchi für Politik u. Wirtſchaft: i. V. Herm. Lange;
für Feuilleton und Lokales: Hermann Lange für Gewerk-

zeigenteil. Wilhelm Herzig ſämtlich in
„Volksblatt“ G. m. b. H.

Gottlieb Kaſparek; für den An
Verlag:

Druck: Halliſche Genoſſenſchafts-
b. H., Halle (Saale), Harz 4244

zz2m2

Halle u. Bezirk Merſeburg
Sekretariat Halle Saale), Harz 42144.
Hintergebäude, 2 Treppen Fernruf 10209

a

Parteigenoſſen: Die Aufklärung der
rauen iſt zwingende Notwendigkeit.
ringt deshalb zu allen Veranſtaltungen

der Partei Eure Frauen mit.

Ortsverein Hals Montag, 5. März,
e 7 Uhr, im der Genoſſenchaftsbuchdruckeret: Erweiterte Vorſtands

tzung. Erſcheinen iſt unbedingt noſwendig.
m Verhinderungstalle haben die Bezirks-

führer geeignete Vertretung zu entſenden.

Preßkommlsslon. P t n be
Expedition. Sitzung.

Jungſozialiſten. den 6. März,
e Jugendteim (Weidenplan): Vortrag

es Genoſſen Stengel „Fichte und der
Sozialismus“.
Ammendorf Am Dienstag dem6. März, ndet dieArongatsverſammlun des rtsvereins

m e8 Uhr in der Warte, Halliſcheſtraße,en 1. Vortrag des Genoſſen Peters über

mmunglpolitik. 2. Vereinsangelegen-
heiten. Die Frauen ſind mitzudringen.

Mittwoch, den 7. März,NMersehu abends 8 Uhr. im Partei
buregau, Seffnerſtr. 4: Funktionärſitzung.
Sehr wichtige Beſprechung.
San e hausen, Die Mitgliederverler II. ſammlung findet nicht
am 5. März, ſondern Montag, den 12. März,
in der Georgen-Braueret ſtatt.
Witt nh Mittwoch. den 7. März,enberg. bende 7u bei Mut
Mitaliederverſammlung. Es iſt dringende
Pflicht eines feden Mitgliedes zu erſcheinen.

Vereinsanzeiger
erreburg. Se n 98 Uhr.
im Reſtaurant „3 Schwänen“ Singeſtunde.
Sanges luſtige Porteigenoſſen ſind feder-
zeit willkommen

ne

Stadt Theater. SVoſus man
Diedslag, abends 7 Vr:

IMMMEIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIFrantziüus à Enpfehlenswerte
Bücher:

mittwoen: 8292Die Zaubergöte. J *chwtze-Gallföra
Wanderungenverk. zKüche Osen- durch den

dorfer Str. 7, H.
SaalkreisAnzugstoff (3m Geſchichtliche u.

verk. Osendorfer Str. 7 kulturhiſtoriſche
tellHalt! SForſchungen

4 Bde ſed. Bd.
einz. ſchön gevd.

4800 Mk.

n

Kleine Anzeigen

wie: Kauf Geſuche und
Angebote, Verm
Unterricht, Stellengeſuche,

Vereinsnachrichten uſw. fin
den hier ſtets ihren Erfolg

III IIIIIIIIIIIIIIIE1

Zum bevorstehenden 40. Todestag
von Kari hlarx erscheint aut Por-
anlassung des Parteivorstandes
eine in Tietdrueck ihustrierte

Karl Marx
Eodächtnis-

Nummer
an deren textlicher Ausgestaltuog
namhafte Autoren wie BRenner
8Stern, Bernstein. Kautsky. Bröger

u. a. wit gearbeitet haben.
Verkaufasprele 200 Mk. Porto 40,

Volksblatt- Buchhandlung

nur Gr. Ulrichstraße 27.
IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIWaſſer Halle a. S,

Harteunhabe 7,

zahlt die höchsten Preise für

n Rohprodukte.
Anna Theurine,
E. Valer. t2 Keiedion tet

kauft ständig
lumpen, Papier, Bücher
und Zeltungen, Knochen,
kelle, Alteisen, Kupfer,
Hessing, Blef, Zink, Zinn,

Wärmefiaschen usw.

zu Konkurrenz-Preisen!
O Kostenlose Abnolung

h h h e Ah e h h h e
Hausftuuen! n eGeſchäften, welche

ben uns inſerierer.

h e h e h h Ah e h

C. Nanie TD
Das der Ausſchreibung der Viehſeuchen-

Entſchädigungsbeiträge für 1922 zugrunde
zu legende Verzeichnis der beitrags-
pflichtigen Viehbeſitzer liegt vom 3. März
bis einſchlietzlich 20. März im Magiſtrats-
bureau VI (Schmeerſtr. 1 III, Zimm. 21)
vormittags von 8 bis 12 Uhr zur Einſicht
aus. Einſprüche ſind bis 30. März zu er-
heben

Halle, den 2. März 1923.
Der Magiftrat.

C Merseburg
Brotpreis und Volksnotopfer.

Unter eingehender Berückſichtigung
der gegenwärtigen politiſchen und
volkswirtſchaftlichen Verhältniſſe hat

Kreis QuerturtS Amtüche bexanntmachungen 5 C

Die Berechnung, Zahlun

der Kreisausſchuß am 2. März 1923
nur ſoweit einer Brotpreiserhöhung
zuſtimmen können, als ſie durch die
tatſächliche Kohlenpreisſteigerung be-
dingt iſt.
ligte Berufsgruppen eine zu geringe

Berückſichtigung ihrer wirtſchaftlichen
Belange erblicken, ſo bitte ich aber im
Hinweis auf den unerläßlich notwen
digen, mit allen Mitteln zu erſtreben
den geſchloſſenen Widerſtand des deut-
ſchen Volkes gegen franzöſiſche und bel-
giſche Vergewaltigung, alles zu unter
laſſen, was dem Kampfe um Erhaltung
unſerer nationalen Unabhängigkeit ab-
träglich ſein könnte.

Unſerem Vaterlande ſtehen noch un-
geheure Opfer bevor, wenn wir die
Wiedergeſundung unſeres Volkslebens
erreichen wollen. Darum bitte ich noch

einmal alle Volksgenoſſen, den unbeug
ſamen Willen des Widerſtandes durch
allſeitige Opferwilligkeit ſtärken zu

helfen.
Merſeburg, den 8. März 1023.

Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes.
Guske.

und
chung von Pfennigbeträgen bedeutet
bei der augenblicklichen Geldentwertung
eine Belaſtung der Kaſſenbeamten und
Kaſſenbücher, die zu der aufgewendeten
Arbeit und den damit verbundenen
Koſten in keinem Verhältnis ſteht. Es
iſt daher bei der hieſigen Kreisverwal
tung angeordnet, daß künftig Zah-
lungen und Buchungen allgemein nur
in nach untei bzw. nach oben abgerun-
deten Markbeträgen vorgenommen wer-
den ſollen, wie dies ja auch bereits viel-
fach bei Privatbanken und in kauf-
männiſchen Betrieben geſchieht. Pfen-
nigbeträge unter einer halben Mark
werden daher in Zukunft nicht mehr
in Betracht gezogen, während Pfennig-

beträge von einer halben Mark und
darüber als eine volle Mark gerechnet
werden.

e ich dies hierdurch zur öffent-
lichen Kenntnis bringe, bitte ich auch

Sollten hierin einige betei

bei Einzahlungen an die in Frage
kommenden Kaſſen und ſonſtigen Emp-
fangsſtellen der Kreis-Kommnnalver-
waltung entſprechend zu verfahren.

Querfurt, den 28. Februar 1028.
Der Vorfitzende des Kreisausſchuſſes.

v. Krauſe 3290
Getreide-Umlage.

n Landwirtsbreiſen ſcheint mehr-
fach die Annahme vorhanden zu ſein,
daß der Reſt der Umlage erſt bis zum
15. März 1923 abzuliefern iſt. Dieſe
Annahme iſt irrig. Die Umlage muß
vom Komunal- Verbande bis zum

15. März reſtlos an die Reichsgetreide
ſtelle abgeliefert ſein, wenn er vom
Reiche nicht zu den geſetzlichen Erſatz-
leiſtungen herangezogen werden ſoll.
Hieraus ergibt ſich ohne weiteres, daß
der Landwirt an den Kommunal Ver
band entſprechend früher abliefern
muß. Landwirte, die noch im Rück-
ſtande ſind, werden daher aufagefordert,
ihre Reſtmengen ſofort abzuliefern
Wird Kreis wegen nicht rechtzei-
tiger Erfüllung der Umlage zu Erſatz-

leiſtungen herangezogen, ſo muß er ſich
an den ſäumigen Erzeugern ſchadlos

halten, ganz abgeſehen davon, daß er
verpflichtet iſt. die fehlenden Getreide
mengen zu enteignen.

Querfurt, den 1. März 1923
3289 Der Landrat.a

Wichtio
Erlösung von der
Schwangerschaft!

Ein RKatgeber für Eheleute

Von Luise Otto
Preis wur 500 Mk mit Porto 550 Alk

Baldige Bestellung erwünsoht
Um Voreinseundung wird gebveter

Volkshblatt Buchhandlung
Halle a. S., nur Gr. Viriohstr. 27

der

Satzungen der Sparkaſſe des
J. Allgemeine Veſtimmungen.

s 1. Die für den Bezirk des Kreiſes
Querfurt errichtete Sparkaſſe führt den
Namen „Sparkaſſe d. Kreiſes Querfurt
und hat ihren Sitz in Querfurt. Sie
bedient ſich eines Siegels mit der Be
zeichnung „Kreisſparkaſſe zu Querfurt
Zweck der Sparkaſſe iſt, den Sparſinn
zu fördern, zur ſicheren Anlegung von
Erſparniſſen, Mündelgeldern und an-
deren Geldern und zur Erlangung von
Darlehen Gelegenheit zu geben, ſowie
in dem behördlich zugelaſſenen Umfang
ſonſtige ſichere Geldgeſchäfte zu be
treiben.

S 2. Die Sparkaſſe iſt eine Anſtalt
des Kreiſes Querfurt, welcher für ihre
Verpflichtuhgen haftet, ſofern das
eigene Vermögen der Sparkaſſe zur Be
friedigung ihrer Gläubiger nicht aus-
reicht. Das Vermögen der Sparkaſſe
darf nicht mit anderen Vermögens-
teilen des Kyeiſes vermiſcht werden. Es
haftet für die Verbindlichkeiten, welche
die Sparkaſſe als ſolche den Sparein-
legern oder anderen Gläubigern gegen
über eingegangen iſt, und kann durch
den Kreis Querfurt und deſſen Gläu-
biger für andere Verbindlichkeiten nur
inſoweit in Anſpruch genommen wer-
den, als der Kreis Querfurt nach dieſer
Satzung zur freien Verwendung von
Sparkaſſenvermögen ausdrücklich be
rechtigt iſt.

II. Verwaltung.
g 3. Die Verwaltung der Sparkaſſe

wird unter Aufſicht des Kreisausſchuſſes
durch einen Vorſtand geführt. Der Vor
Kand beſteht aus

a) dem Vorſitzenden des Kreisaus-
ausſchuſſes (Landrat) als Vorſitzenden;

b) vier vom Kreistage auf ſechs Jahre
aus der Zahl der ſtimmberechtigten
Kreis angehörigen gewählten Mitglie-
dern, von denen mindeſtens zwei dem
Kreistage angehören müſſen.

Die Mitglieder des Vorſtandes dürfen
nicht als Unternehmer, perſönlich haf-
tende Geſellſchafter, Vorſtandsmitglie-
der oder Angeſtellte an anderen Unter-
nehmen beteiligt ſein, welche Sparein-
lagen oder Depoſiten annehmen. Die
zurzeit der Verwaltung der Kreisſpar-
kaſſe angehörenden Mitglieder ſind wie-
der wählbar.

8 4. Alle Urkunden über Rechts-
geſchäfte, welche die Sparkaſſe gegen
Dritte verpflichten ſollen, ſowie Voll
machten müſſen von dem Vorſitzenden
und zwei Mitgliedern des Kreisaus-
ſchuſſes vollzogen und mit dem Siegel
des Landrats verſehen ſein. Quittungen
der Sparkaſſe find gültig, wenn ſie von
zwei vom Vorſtande dazu beſtimmten
Beamten oder Angeſtellten der Spar-
kaſſe gemeinſchaftlich vollzogen ſind.
Die Namen dieſer Beamten oder An-
geſtellten ſind durch Aushang im
Kaſſenraum bekanntzumachen.

S 5. Der Vorſtand beſchließt über alle
Angelegenheiten der Sparkaſſe, ſoweitnicht durch dieſe Satzung etwas anderes

beſtimmt iſt. Er iſt beſchlußfähig, wenn
wenigſtens die Hälfte ſeiner Mitglieder
einſchließlich des Vorſitzenden oder ſtell
vertretenden Vorſitzenden anweſend iſt.
Die Beſchlüſſe werden nach Stimmen-
mehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden

Der Vorſtand verſammelt ſich bei Be
darf auf Einladung des Vorſitzenden.
Dieſer mu eine Vorſtandsſitzung
binnen fünf Tagen anſetzen, wenn drei
Vorſtands mitglieder es beantragen. An
den Vorſtandsſitzungen nimmt der erſte
Beamte der Sparkaſſe mit beratender
Stimme teil. Der Vorſtand iſt befugt,
die Bewilligung der Kredite einem Aus
ſchuß zu übertragen, der aus zwei Vor
ſtandsmitgliedern beſtehen muß. Der
erſte Beamte der Sparkaſſe nimmt an
den Verhandlungen des Ausſchuſſes mit
beratender Stimme teil. Der Vorſtand
iſt ferner befugt, die Einklagung und
Beitreibung fälliger Forderungen ſowie
ſonſtige Einzelgeſchäfte oder beſtimmte
Arten von Geſchäften einzelnen oder
mehreren ſeiner Mitglieder zur ſelb-
ſtändigen Erledigung zu übertragen,
ſoweit nicht in dieſer Satzung etwas
anderes beſtimmt iſt.

S 6. Die Kaſſengeſchäfte und die Buch-
und Rechnungsführung der Sparkaſſe
beſorgen unter Leitung des erſten Be
amten die hierfür beſtimmten Beamten
und Angeſtellten nach Maßgabe der
Satzung und der vom Vorſtande erlaſſe-
nen Beſtimmungen. Die Annahme,
Anſtellung, Beförderung und Entlaſſung
der Beamten und Angeſtellten der
Sparkaſſe und die Regelung ihrer An-
ſtellungsbedingungen erfolgt durch die
verfaſſungsmäßigen Organe der Kreis-
verwaltung nach Anhörung des Spar-
kaſſenvorſtandes. Die Beſoldung der
Beamten und Angeſtellten erfolgt in
Form feſter Jahres- oder Monatsgehäl-
ter. Vorübergehende Verſetzungen von
Beamten und Angeſtellten aus der
Kreisſparkaſſe in die Kreisverwaltung

Kreiſes Querfurt.
oder umgekehrt ſollen in der Regel nicht
ſtattfinden und nur mit Zuſtimmung des
Sparkaſſenvorſtandes erfolgen.

8 7. Die Mitglieder des Vorſtandes,
die Beamten und Angeſtellten der Spar-
kaſſe haben über den Geſchäftsverkehr
ſtrenge Amtsverſchwiegenheit innerhalb
der geſetzlichen Vorſchriften zu be
obachten.

g. 8. Die Sparkaſſe iſt regelmäßig
vierteljährlich und wenigſtens einmal
im Jahre durch zwei vom Vorſitzenden
beauftragte Mitglieder des Vorſtandes
unvermutet zu' prüfen. Die Anlage-
werte der Sparkaſſe müſſen mindeſtens
einmal alljährlich vom Vorſtande nach-
geprüft werden. Ferner iſt die Spar-
kaſſe den von dem zuſtändigen Spar
kaſſenverband angeordneten fachmänni-
ſchen Reviſionen zu unterziehen, und
zwar in Zwiſchenräumen von höchſtens
drei Jahren.

9. Rechnungsjahr iſt Kalenderjahr.
Späteſtens drei Monate nach Ablauf
des Rechnungsjahres ſind die Jahres
rechnungen und die Bilanz nebſt den
Belegen dem Vorſtande einzureichen.
Dieſer hat die Prüfung und die Ent-
laſtung herbeizuführen und den Jahres
abſchluß durch Aushang im Kaſſenraum
oder Bekanntmachung gemäß S 35 zu
veröffentlichen.

F 10. Alle Zahlungen ſind im Kaſſen
raum der Sparkaſſe entgegenzunehmen
und zu leiſten.

11. Der Kreisausſchuß kann be
ſchließen, innerhalb des in 8 1 angegebe-

nen Begirks Zweigſtellen, und der Vor
ſtand, Annahmeſtellen zu errichten.

J 12. Der Vorſtand kann beſchließen,
daß für Leiſtungen der Sparkaſſe von

dieſer Verwaltungskoſtenbeiträge nach
den vom Vorſtand feſtgeſetzten Grund
ſätzen erhoben werden.

III. Spareinlagenverkehr.
8 18. Die Sparkaſſe nimmt von jeder-

mann Spareinlagen in Beträgen von
1 Mk. aufwärts an. Jeder Einleger
erhält bei der erſten Einzahlung ein
auf den Namen, Stand und Wohnung
des Einlegers lautendes Sparbuch, das
mit der Nummer des angelegten Kontos,
ſowie dem Dienſtſiegel der Sparkaſſe
verſehen, und dem ein Satzungsauszug
beizudrucken iſt, den die Beſtimmungen
über die Zeichnungsberechtigung der
Kaſſenbeamten ſowie die Verzinſung,
Rückzahlung und Verjährung der Spar-
einlagen enthalten muß. Jn das Spar
buch werden alle Ein und Rückzah
lungen unter Beifügung des Tages der
Zahlung eingetragen, und zwar Ein
n unter Beifügung der eigenzändigen Unterſchrift von zwei zur
Quittungsleiſtung berechtigten Per-
ſonen 4, Abſ. 2). Einzuhlungen kön
nen auch ohne Vorlegung des Spar-
buchs, insbeſondere durch Ueberweiſung,
Schecküberſendung und dergl. geleiſtet
werden. Die Zuſchreibung im Sparbuch
erfolgt ſeitens der Sparkaſſe, in dieſem

ll bei der nächſten Vorlegung des
Sparbuchs.
8 14. Der Zinsfuß für Spareinlagen

wird vom Vorſtand unter Zuſtimmung
des zuſtändigen Sparkaſſenverbandes
feſtgeſetzt und iſt öffentlich bekanntzu
machen. Soll der Finsfuß unter22 Prozent herabgeſetzt oder übe
4 Prozent erhöht werden, ſo bedarf e
der Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes.

u



ach Bekann
in Kraft. Der Vorſtand darf

in zu anderen als rvon der Sparkaſſe neZinsſatz oder von der Sa
weichende Rü lungsbedingungen ver
einbaren. Vereinbarung iſt

Konto zu in elauf beginnt en Wnach der Einzahlung und endet mit dem
letzten Werktag vor der Rückzahlung.
Bei der Zinſ echnung wird Mo
nat zu 30, das Jahr zu 860 Tagen ge-
rechnet. Die Sparkaſſe verzinſt die Ein
lagen, ſoweit ſie volle Mark S
Die Zinsbeträge können auf volle Zeh
ner nach unten abgerundet werden. Die
aufgelaufenen Zinſen werden am Jah
resſchluß dem Kapital zugeſ
und wie dieſes vom Beginn des neuen
Rechnungsjahres an r Tr ung

18. Die Sparkaſſe zahlt die zgeſerlerie Spareinlagen in der Regel

ſofort aus. Eine Verpflichtung hierzu
beſteht jedoch nur bei Rückforderung von
einem Guthaben bis zu 1000 Mk. Der
Einleger iſt zu weiteren Abhebungen

t vor W von Derechtigt. m übrigen kann die Spar
kaſſe die Einhaltung fol Kündi-
gungsfriſten für die Rückforderung von
Spargutheben verlangen: Für Beträge
bis 5000 Mk. zwei Monate darüber drei
Monate. Neue Kündigungen werden
erſt nach Ablauf der vorſtehenden Friſten
angenommen. Kündigungen können von
der Kaſſe als ungeſchehen betrachtet wer
den, wenn der Berechtigte binnen drei
Tagen nach Fälligkeit das Geld nicht
gabhebt. Die Sparkaſſe iſt berechtigt. bei
Nichtabhebung des Geldes die Verzin
ſung für die Dauer eines Monats ein
zuſtellen. Die Sparkaſſe hat das Recht
die bei ihr gemachten Spareinlagen auch
ihrerſeits zu kündigen. Dieſe Kündi-
gung erfolgt durch öffentliche Bekannt-
machung unter Einhaltung einer Kün-
digungsfriſt von mindeſtens vier Wochen.
Von der Sparkaſſe gekündigte, zur Ver
fallzeit nicht abgehobene Spareinlagen
werden nicht weiterverzinſt. Rückzah
lungen von Guthaben erfolgen in der
Regel nur gegen Vorlegung des Spar
buchs. Wird das Guthaben gang zurück
gezahlt, ſo hat der Empfänger das
Sparbuch zurückzugeben und dafür eine
vom Vorſtande feſtgeſetzte Gebühr zu
entrichten. Jſt das Sparbuch durch
einen Sperrvermerk der Sparkaſſe zum
Zwecke des Ueberweiſungsverkehrs ge
ſperrt, ſo kann der Einleger über ſein
Guthaben auch ohne jedesmalige Vor-
legung des Sparbuchs durch Ueberwei-
ſung verfügen.

J 16. Die Sparkaſſe iſt berechtigt. aber
nicht verpflichtet, an jeden Vorleger des
Sparbuchs das Guthaben ganz oder
teilweiſe auszuzahlen. Gegen Abhebung
des Guthabens durch einen Unbefugten
kann ſich der Sparer durch eine Ver
einbarung mit der Sparkaſſe dahin
ſichern, daß Zahlungen nur gegen Vor
legung eines beſonderen Ausweiſes oder
Nennung eines Stichwortes oder eine
ſonſtige zu vereinbarende Sicherung g7
leiſtet werden. Jn dieſen Fällen iſt die
Sparkaſſe berechtigt, an denjenigen zu
zahlen. der die vereinbarte Sicherung
erfüllt. Sparbücher, auf welche Mündel-
gelder eingezahlt werden, ſind durch die
Aufſchrift „Mündelgeld“ kenntlich zu
machen. Zur Abhebung von Kavital
auf dieſe Bücher iſt die Genehmigung
des Gegenvormundes oder Beiſtandes
oder des Vormundſchaftsgerichts er-
forderlich. Einſprüche gegen die Ab-
hebung eines Sparguthabens werden
von der Sparkaſſe in ihren Büchern
einſtweilen vermerkt, aber nur beachtet,
wenn ihnen binnen zwei Wochen eine
gerichtliche Anordnung nachfolgt, oder
wenn ſie durch eine öffentliche Behörde
erhoben werden.

S 17. Sparbücher können auf Antrag
des Einlegers durch Eintragung eines
Sperrvermerks von der Sparkaſſe bis
zu einem beſtimmten Zeitpunkt oder bis
zum Eintritt eines beſtimmten Ereig-
niſſes mit der Wirkung geſperrt werden,
daß die Sparkaſſe das Guthaben nur
nach Maßgabe der Beſtimmung des
Vermerks auszahlen darf. Der Sverr-
vermerk verliert mit dem Tode der Per
ſon, zu deren Gunſten der Vermerk ein
getragen iſt, oder mit dem Eintritt des
beſtimmten Zeitpunktes oder Ereigniſſes
ſeine Wirkung. Außerdem kann aus
beſonderen Gründen durch Beſchluß des
Vorſtandes der Sperrvermerk außer
Wirkung geſetzt werden.

S 18. Auf Verlangen überweiſt die
Svarkaſſe Sparguthaben an eine andere
Sparkaſſe und zieht Guthaben von aus
wärtigen Sparkaſſen ein.

S 19. Der Verluſt oder die Vernich
tung eines Sparbuchs iſt ſofort nach der
Entdeckung der Sparkaſſe eigen.

der Einleger in glaubhafter
deiſe die gängliche Vernichtung des

Sparbuchs nachzuweiſen, ſo kann die
Sparkaſſe ihm auf Grund der Kaſſen
bücher ein neues Buch ausfertigen.
Wird dieſer Nachweis nicht erbracht, ſo
iſt die Anzeige über Verluſt oder Ver
nichtung des Sparbuchs auf dem Konto
zu vermerken, und es iſt das Sparbuch
aufzubieten und für kraftlos zu er-
klären. Dem Vorſtand ſteht es frei, das
Aufgebot auf Koſten des Einlegers ſelbſt
zu bewirken oder den Berechtigten des
halb an das zuſtändioe Gericht zu ver
weiſen. Erfolgt das Aufgebot durch den
Vorſtand der Sparkaſſe, ſo iſt die Be
kanntmachung zweimal mit einer
Zwiſchenfrift von vier Wochen zu er-
laſſen. Jſt binnen vier Wochen nach
dem Erſcheinen der letzten Bekannt
machung kein Widerſpruch bei der Spar

neues ausgefertigt werden
unter alten Kontos. Erolgt ſo ſind die ſtreitenParteien an ordentliche Gericht
zu verweiſen. Die erſte Bekanni-

darf erſt drei Monate nach der
r n des Verluſtes erlaſſen wer
en, un

Spa durch
Sparkaſſe vorgelegt ſo hat die Spar
kaſſe einen entſprechenden

das Sparbuch eingutr izahlung von Spareinlagen oder eineG lung von Zinſen darf in dieſem
alle nur erfolgen. wenn entweder der

Sparer ſelbſt das Sparbuch vorlegt oder
wenn der Sparer ſich mit der Auszah
lung an den Dritten ausdrücklich ein
verſtanden erklärt oder wenn eine ge
richtliche Entſcheidung darüber bei-
gebracht wird, wer über das Guthaben
zu verfügen hat.

F 29. Der Vorſtand kann die Schaf
rn beſonderer Einri en zur För

ung des Sparſinns beſchließen, ins
beſondere die Einrichtung von Schul
Fabrik Vereins-,
Sparmarken. Heimſparbü
automatem. Abholen von Spareinlagen,
Sparprämien u. a.

IV. Depoſiten- und Kontokorrent-
verkehr.

21. Die Sparkaſſe betreibt nach
näherer Beſtimmung des Vorſtandes
den Devoſiten- und tokorrentver
kehr. Der Kontvinhaber iſt berechtigt,
durch Ueberweiſung oder Scheck über
ſein Guthaben zu verfügen. Die Gut
haben müſſen von den Sparguthaben
vuchmäßig getrennt gehalten werden.
Bezüglich ihrer Verzinſung findet S 14
mit der Maßgo Anwendung daß
keine höheren Zinſen gewährt werden
dürfen als für Sparguthaben unter
gleichen Rückzahlungsbedingungen, und
daß die Herabſetzung des Zinsfußes
unter 2 v. H. ohne ausdrückliche Zu
ſtimmung des Kreisausſchuſſes zuläſſig
iſt. Jnſoweit im Kontokorrentverkehr
Kredite eingeräumt werden, müſſen die
Sicherungen den hinſichtlich der An
legung des Sparkaſſenvermögens (VI)
gegebenen Beſtimmungen entſprechen.
Die Sparkaſſe ſteht auf Grund der Zugehörigkeit ihres Garantieverbandes
zum kommunalen Giroverband Sachſen-
Thüringen- Anhalt in Geſchäftsverbin
dung mit der Girozentrale Magdeburg.

V. Andere Geſchäftszweige,
g. 23 Die Sparkaſſe kann für fremde

g Wertpapiere und Hypotheken
erungen nach vorheriger Deckung

tfen und nach vorberiger Ueberliefe-
rung verkaufen. Vom An und Verkauf
ausgeſchloſſen ſind ſolche Wertpapiere,
die an den deutſchen Hauptbörſenplätzen
nicht notiert werden. Von Wertpapieren,
die ebenda nicht notiert, aber gehandelt

darf die Sparkaſſe nur Anleihen
ffentlichrechtlicher Verbände, Obliga

tionen und junge Aktien bewährter und
ſicherer Unternehmungen ſowie ähnliche
Papiere. die micht offenſichtliche und als
ſolche bekannte Spekulationspapiere
ſind, für ihre Kunden an und verkaufen.

S 23. Die Sparkaſſe übernimmt die
Verwahrung und Verwaltung von
Wertpapieren und anderen Wertgegen
ſtänden und die Vermietung von Sicher-
heitsfächern unter den vom Vorſtande
feſtzuſetzenden Bedingungen.

S 24. Die Sparkaſſe beſorgt die Ein
ziehung von Forderungen, die Einlöſung
fälliger Zins und Gewinnanteilſcheine
und den Ein und Auszahlungsverkehr
für fremde Rechnung, die Uebernahme
von Bürgſchaften für ſolche Forderun
gen. in denen Vermögen der Sparkaſſe
angelegt werden darf, die Diskontie
rung von Wechſeln, die dem S 13 Ziff. 2
des Bankgeſete vom 14. März 1875
(RGBl. S. 177) entſprechen, und ſon
ſtige Geldgeſchäfte, für welche der Ober
präſident die Genehmigung erteilt hat.
Mit Zuſtimmung der Kreiskörverſchaf-
ten kann ſich die Sparkaſſe bis zu einem
durch Kreisausſchußbeſchluß feſtgeſetz
ten Höchſtbetrage, der indeſſen 5 Proz.
des Geſamteinlagenbeſtandes nicht
überſteigen darf, an geſchäftlichen
Unternehmen deren Förderung im Jn
tereſſe des Kreiſes liegt, beteiligen.

VI. Anlegung des Sparkaſſen
vermögens.

S 25. Die Anl der verfügbarenBeſtände der Sparkaſſe kann erfolgen:
a) in Hypotheken, Grund und Renten-

ſchulden;
b) in Inhaberpavpieren;

z V deren rin rlehen gegen einoder Wechſel;
e) in Darlehen an öffentlich-rechtliche

Verbände des Deutſchen Reichs oder
unter Bürgſchaft des Reichs oder
eines Landes;
in Darlehen an Erwerbs und
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften mit
Ausnahme der Kreditgenoſſen
ſchaften;

g) bei Banken und in erſtklaſſigen
Wechſeln;

h) in Grundſtücken, die für die Ver
waltung nötig ſind oder in der
Zwangsverſteigerung erworben wer

d t et Genehmigung de
i) m rer Genehmigung derAufſichtsbehörde in anderer ſicherer

Weiſe.
S 26. Darlehen gegen Hypotheken,

Grund und Rentenſchulden. Die Spar
kaſſe kann Darlehen gewähren gegen
hypothekariſche oder grundſchuldmäßige

d ndmg dan, Pobtzſ wen ober Land

l en gegenellung einer Rentenſchuld an einem
olchen Grundſtück. Jn gleicher Weiſe

e ei

ſicher, wenn ſie bei landwirt
ich genutzten

rittel, bei Wohngebäuden
G ckenS Zehn

nach tel ihres Wertes nicht überſteigt, oder
wenn das zu beleihende Er echt
den Beſtimmungen des t 21 der Verord
nung über das Erbbaurecht vom 15.
nuar 1919 (RGvBl. 72) entſpricht. Der
Wert der Gebäude und Grundſtücke iſt
unter n w aller wertbeſtim
menden Umſtän insbeſondere der
Lage und Größe des Grundſtücks, der
Höhe der Feuerverſicherung, des bau-
lichen Zuſtandes der Gebände, der letz
ten Erwerbspreiſe, des Pacht oder
Mietertrages, bei landwirtſchaftlichen
Grundſtücken des Grades der Kultur,
durch Vorſtandsbeſchluß feſtzuſetzen.
Sollen unbebaute Liegenſchaften höher
als mit dem 380fachen Betrage des
Grundſteuerreinertrages, bebaute höher
als mit 30fachem Grundſteuerrein
ertrag und dem 12 fachen des Ge-
bäudeſteuernu vertes beliehen wer
den ſo iſt die Beibringung eines Wert-
anſchlages des zuſtändigen Schätzungs-
amtes oder einer durch Beſchluß des
Kreisausſchuſſes feſtzuſetzenden anderen
ſachverſtändigen Stelle erforderlich. Die
Beleihung von ſtädtiſchen Grundſtücken
über 60 Prozent des Wertes bis zu
75 Prozent, bei Kleinwohnungsbauten
bis zu 80 Prozent und in beſonderen
Ausnahmefällen bis zu 90 Prozent
kann erfolgen. wenn ein leiſtungs-fähiger öffentlicherechtlicher Verband

außer dem Gewährleiſtungsverband
oder deſſen Kreditanſtalt für den

60 Prozent des Wertes überſteigenden
Betrag die Bürgſchaft übernimmt.
Dieſe höheren Beleihungen ſind nur für
innerhalb des Gewährleiſtungsver
bandes der e belegene Grund
ſtüche zuläſſig, es ſei denn, daß für ein
außerhalb desſelben belegenes Grund-
ſtück der Komunalr „in dem das
Grundſtück liegt, die Bürgſchaft für die
Beleihung übernimmt. Die
von Kleinwohnungsbauten inner
der Grenzen des Gewährleiſtungsver-
bandes kann ferner bis zu 90 Prozent
des Schätzungswertes erfolgen, wenn
der Gewährleiſtungsverband im Ein
zelfalle beſchließt, daß ein etwa aus der
Beleihung entſtehender Verluſt an Ka
pital oder Zinſen der Sparkaſſe aus
einem für dieſen Zweck gebildeten kom
munalen Fonds zu erſtatten iſt. Alle
Hypotheken- Darlehen vorgedachter Art
ſind mit mindeſtens Prozent und
der über 60 Prozent des Wertes hinaus
gehende Betrag mit mindeſtens 12 Pro
zent zu tilgen. Für Kleinwohnungs
bauten gemeinnütziger Bauvereinigun

und Stiftungen, für die gemäß den
ſtimmungen des Bürgſchaftsſiche

rungsgeſetzes vom 10. April 1918 (Ge-
ſetzſammlung S. 438) die Staatsbürg-
ſchaft für zweite Hypotheken übernom-
men iſt, kann gemäß den Beſtimmungen
dieſes Geſetzes eine Beleihung bis zu
90 Prozent, in Ausnahmefällen bis zu
100 Prozent des im S 2 des genannten
Geſetzes umſchriebenen Wertes erfolgen.
Bebaute Grundſtücke, welche nicht gegen
Feuersgefahr, bei einer öffentlichen Ver
ſicherungsanſtalt oder einer unter ſtaat
licher Aufſicht ſtehenden inländiſchen
Privat Verſicherungsgeſellſchaft ord-
nungemäßig verſichert find, dürfen nicht
beltehen werden. Hyvpotheken und
Grundſchulden ſollen in der Regel
vplanmäßig getilgt werden. Für jedes
Tilgungsdarlehen ſoll bei der Aus-
leihung ein Tilgungsplan aufgeſtellt
werden, der den Reſtbeſtand des Dar-
lehens an jedem Zahlungstermin bis
zur vollſtändigen Tilgung erſehen läßt.
Auf Rentenſchulden finden die vor
ſtehenden Beſtimmungen mit der Maß
gabe Anwendung daß ihr jeweiliger
Ablöfungswert als Kapitalbetrag der
Rentenſchuld gilt.

S 27. Jnhaberpapiere. Die Beſtände
der Sparkaſſe können angelegt werden:

a) in Schuldverſchreibungen, Schuld-
buchforderungen und Schatzanweiſungen
des Deutſchen Reiches oder eines deut-
ſchen Landes;

b) in Schuldverſchreibungen auf den
Jnhaber, deren Verzinſung von dem
Deutſchen Reiche oder einem deutſchen
Lande gewährleiſtet iſt;

c) in Rentenbriefen der preußiſchen
Rentenbanken:

d) in Schuldverſchreibungen auf den
Jnhaber, die von einer deutſchen kom
mungalen Körverſchaft oder von der
Kreditanſtalt einer ſolchen Körperſchaft
ausgeſtellt ſind;

e) in Pfandbriefen oder gleichartigen
Schuldverſchreibungen einer unter
Staatsaufſicht ſtehenden öffentlichen
deutſchen Kreditanſtalt, die durch Ver
einigung von Grundbeſitzern gebildet
iſt, oder einer preußiſchen vrovinzial-
kommunal ſtändiſchen öffentlichen
Grundkreditanſtalt; Jf) in Schuldverſchreibungen auf den
Jnhaber, die von einer deutſchen Hypo-hekenAktienbank auf Grund von Dar-
lehen an deutſche Körperſchaften des
öffentlichen Rechts oder von Darlehen,
t die eine ſolche Körperſchaft die Ge-
vährleiſtung übernommen hat, aus
gegeben ſind.

S 28. Darlehen gegen Fauſtpfand.
Darlehen können gegeben werden gegen
Verpfändung:

a) von Wertvpapieren, die nach den
Grundſätzen der Reichsbank beleihbar
ſind; Wertpavpiere, die von der Reichs
bank in Klaſſe I beliehen werden, dür-
fen nur bis zu 90 Prozent, andere nur
bis zu 50 Prozent des Kurswertes und
nicht über den Nennwert hinaus be

h zu ergängen
das Darlehen ſofort zurück

m in S ü deutſcher, unterh Sparkaſſen bis
Rennwert. Die Auszahlung desumwei Varlebens darf erſt erfolgen, wenn die

Sparkaſſe, die das ausgeſtellt hat,
von der Verpfändung des Guthabens
durch den Einleger benachrichtigt iſt und
den Empfang der Nachricht unter An
erkennung der W tigkeit des Gut-
habens beſtätigt

c) von hpotheken, Grund und
Rentenſchuldforderungen, welche nach
g 26 von der Sparkaſſe erworben wer
den können, bis zu 90 Prozent des
Nennwertes;

d) von w. bei inDeutſchland zugelaſſenen Lebensver
ſicherungsgeſellſchaften, jedoch nur bis
zu 80 Prozent des jeweiligen Rück
kaufswertes;

von Wechſeln unter den in S 13
Ziffer 3d des Bankgeſetzes vom
14. März 1876 (RGBl. S. 1 erwähn
ten Vorausſetzungen;

von anderen Forderungen, die von
der Sparkaſſe erworben werden dürfen,
bis zu 90 Prozent des Nennwertes;

g) von im Jnlande lagernden Kauf
mannswaren, insbeſondere des mitt-
leren und Kleingewerbeſtandes, bis zur
Hälfte ihres Wertes.

Fauſtpfanddarlehen müſſen jederzeit
ohne Kündigungsfriſt zurückgefordert
werden können.

g 29. Darlehen gegen Schnuldſchein
oder Wechſel. Darlehen gegen Schuld-
ſcheine können auf einen 6 Monate
nicht überſteigenden Zeitraum mit
dem Rechte jederzeitiger h ens
14tägiger Kündigung gewährt werden,
wenn in der Regel zwei oder mehrere,
mindeſtens aber eine als zahlungsfähig
bekannte Perſon für Kapital. Zinſen
und Koſten der Beitreibung ſelbſtſchuld
weriſche Bürgſchaft übernehmen. Die

c der Schuldner und
uprüfen. lek gegen Wechſel
ürfen wur gewährt werden, wenn

neben dem Darlehnsnehmer in der
Regel zwei, mindeſtens aber ein als
zahlungsfähig bekannter Verpflichteter
aus dem Wechſel haftet. Gegen ein-
fache Schuldſcheine oder Wechſel ohne
weitere Sicherheit dürfen Darlehen nur
auf Grund einſtimmi Beſchluſſes des
Vorſtandes unter V lt einer jeder
zeitigen täglichen Kündigung bewilligt

unbedingt zahlungsfähig bekannt ſind.
Der Geſamtbetrag der Darlehen diefer
Art darf ein Fünftel der im Depoſiten-
verkehr bei der Sparkaſſe vorhandenen
Guthaben und J des eingelnen
Schuldners 10 000 Mk. nicht überſteigen.
Die Mitglieder des Vorſtandes und die
Beamten und Angeſtellten der Spar
kaſſe dürfen als Schuldner oder Bürgen
zu Darlehen der in dieſem Para-
graphen bezeichneten Art nicht zuge
laſſen werden.

g 30. Darlehen an bffentlichrechtliche
Verbände. Darlehen an öffentlich-recht
lich Verbände des Deutſchen Reiches
oder unter Bürgſchaft des Reichs oder
eines deutſchen Landes können von der
Sparkaſſe als Furzſr? tig das iſt
unter ne m tigergung ägiger Friſtoder l ſtige mit längerer Kündi
gungs gewährt werden. Ueber
letztere iſt eine Schuldurkunde auszu
ſtellen, der die erforderliche Genehmi-
gung der Aufſichtsbehörde in Urſchrift
oder beglaubigter Abſchrift beizufügen
iſt. Für langfriſtige lehen, deren
Rückzahlung an eine längere als vier
wöchige Kündigungsfriſt gebunden jſt,
iſt eine regelmäßige Tilgung feſtzu
ſetzen. Unter den gleichen Voraus
ſetzungen dürfen anerkannte Forde
rungen gegen öffentlich-rechtliche Ver
bände des Deutſchen Reiches von der
Sparkaſſe erworben werden.

Der Geſamtbetrag derartiger An
lagen darf 50 Proz. des Geſamteinlagen
beſtandes der Sparkaſſe nicht über

friſtigen, höchſtens 20 Prozent entfallen.
Jn Forderungen gegen den eigenen Ge
währleiſtungsverband ohne weitere
ſatzungsmäßige Sicherheit dürfen Be
ſtände der Sparkaſſe nur bis zur ſtaat-
lich genehmigten Geſamthöhe des Ge-
ſameinlagenbeſtandes der Sparkaſſe an
gelegt werden.

F 31. Darlehen an Erwerbs und
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Darlehen
ohne beſondere Sicherheit können unter
Ausſchluß von Kreditgenoſſenſchaften an
Genoſſenſchaften mit unbeſchränkter
Haft- oder Nachſchußpflicht bis zu
10 Proz. des Geſamtvermögens ſämkt-
licher der betreffenden Genoſſenſchaft
angehörigen Mitglieder, an Genoſſen
ſchaften mit beſchränkter Haftpflicht bis
zu 75 Prozent der Geſamtheit der Haft-
ſumme der Genoſſenſchaftsmitglieder,
wobei die Haftſumme jedes Genoſſen
ſchaftsmitgliedes auf nicht höher als
20 Proz. ſeines Vermögens anzunehmen
iſt. unter folgenden Bedingungen ge
währt werden:

a) Die Genoſſenſchaft muß ihren Sitz
in dem Geſchäftsgebiet der Spar
kaſſe haben und einem Reviſionsver-
band angeſchloſſen ſein;

b) die Genoſſenſchaft muß ſich ver
vflichten, jährlich ihre Bilanz, den
Bericht über die ſeitens des Revi
ſionsverbandes vorgenommene Prü-
fung und ein Verzeichnis der Mit
glieder unter namentlicher Auffüh-
rung der im Laufe des Jahres ein
und ausgetretenen Mitglieder ein
zureichen;

c) das Darlehen iſt regelmäßig zu
tilgen;9

werden, an ſolche Geldſuchende, die als ſchl

Srgrleſl muß Rechtr h iinhaltung einer höchſtens ſ
monatlichen Friſt zu kündigen.

Die Geſamthöhe der e beſonderSicherheit an Genoſſenſchaften zu ge

währenden Darlehen darf 10 Proz. des

h tandes der rkaſſenicht überſteigen.
832. Zeitweilige Anlegung von Barveſanden Voruderg end verfü

Gelder der Sparkaſſe nen bei
ſchen unter Staatsaufſicht
Sparkaſſen und öffentlichen r
ten, i ondere bei der zuſtändigen
Girozentrale, angelegt oder zum An
kauf von Wechſeln verwendet werden
die an der Börſe zum Privatdiskontſatz
gehandelt werden. Die TeSig müſſen
nach höchſtens drei Monaten fällig ſein,

g. 38. Ein Betrag, der mindeſtens
30 Proz. der Einlagenbeſtände der Spar
kaſſe entſpricht, muß in verfügbaren
Werten angelegt gehalten werden. Als
ſolche gelten:
a) n kündbare Fauſtpfand Dar

ehen,
b) Jnhaberpapiere,J höchſtens 14tägiger Friſt jeder

eit kündbare Darlehen gegen Schuldhein oder Wechſel,
d) zum Privatdiskont an der Börſe ge

handelte Wechſel,
o) kurzfriſtige Forderungen gegen

öffentlich-rechtliche Verbände,
vorübergehende Anlagen bei Spar
kaſſen und Banken.

e Forderungen, welche die Spar
kaſſe erwerben darf, kann ſie dem Gläu
biger gegenüber Bürgſchaft übernehmen.J der Erwerb gewiſſer Forderungen

nur bis zu einem in der Satzung be
a Geſamtbetrage zuläſſig, ſo
ſind die übhernommenen Bürgſchaften in
dieſen einzurechnen.

Hinſichtlich Art und Mindeſtbetrag
der anzuſchaffenden Jnhaberpapiere
gelten die Beſtimmungen des Geſetzes
vom 23. Dezember 1912 (Geſetzſamml.
1013, S. 9).

Die Anlegung der im Depoſitenver
kehr der Sparkaſſe vorhandenen fremden
Gelder, ſoweit ſie nicht in börſen-
mäßigen Papieren und in Wechſeln
Deckung finden, darf mit keiner länge
ren Kündigungsfriſt erfolgen, als für
die entſprechenden gegenüberſtehenden
Paſſiva Kündigungsfriſten beſtehen.

VII. Verwendung der Ueberſchüſſe.

bei der Rechnungsgehenßeg“

23. Dezember 1912 r 1918,
S. 8.) Die 5 Proz. ſährlich überſteigen
den Zinseinnahmen von den im S 2090,
Abſ. 2 erwähnten Darlehen (ungedeckte
Kredite e ſe I zu einer beſon«
deren heitsrü anzuſammeln,
bis dieſe 10 Proz. des jeweiligen Be
ſtandes an ungedeckten Krediten aus-
macht. Ebenſo ſind die 5 Proz. jährlich
überſtei en Gewinne von den im
S 24, Abſ. 2 erwähnten Beteiligungen
e lange anzuſammeln, bis ſie 10 Proz.

er feſtgeſetzten Höchſtbeträge aller der-
artigen teiligungen der Sparkaſſe
ausmachen.

VIII. Schlußvorſchriften.
g 88. Bekanntmachungen. Alle Be

kanntmachungen der Sparkaſſe erfolgen
in gleicher Weiſe, wie die amtlichen Be
kanntmachungen des Landrats und in
beſonderen Fällen auch durch die Ver
bandszeitſchrift „Sparkaſſe“ des Deut
ſchen Sparkaſſen-Verbandes.

36. Aenderungen der Satzungen
Aenderungen dieſer Satzungen können
durch Beſchluß der Kreiskörperſchaften
mit Genehmigung des Oberpräſidenten
a Sie ſind für die Gläubiger
der Sparkaſſe verbindlich, wenn dieſes
nicht innerhalb einer Friſt von 14 Tagen
nach der Veröffentlichung der Aende-
rungen ihre Guthaben zurückgefordert

n.ſteigen, und zwar dürfen auf die lang habe
S. 27. Auflöfung der Sparkaſſe. Die

Auflöſung der Sparkaſſe kann von den
Kreiskörperſchaften mit Genehmigung
des Oberpräſidenten beſchloſſen werden.
Sie iſt dreimal in Abſtänden von vier
Wochen unter Aufkündigung der Gut

zu einem Zeitpunkt, der vom Tage
der erſten Bekanntmachung mindeſtens
drei Monate entfernt liegen muß, be
kanntzumachen. Guthaben, die bei
Ablauf der geſetzlichen Friſt nicht zurück
genommen ſind, werden nicht weiterver
zinſt. Derjenige Teil des Vermögens
der Sparkaſſe, der zur Befriedigung der
Gläubiger der Sparkaſſe erforderlich iſt,
iſt zugunſten der Gläubiger zu hinter-
legen. Die Forderungen derjenigen
Gläubiger, die ſie nicht innerhalb
30 Jahren von der Hinterlegung an
geltend machen, verfallen zugunſten des
Kreiſes Querfurt. Ueber den von der
Hinterlegungspflicht freien Teil des
Vermögens der Sparkaſſe können die
Kreiskörperſchaften frei perfügen.
S 38. Die vorſtehende Satzung tritt

einen Monat nach der Veröffentlichung
in Kraft. Mit demſelben Zeitpunkt
wird die bisherige Satzung aufgeboben.

Ausgefertigt auf Grund der Kreis
tagsbeſchlüſſe vom 10. März, 4. Mai
und 21. Dezember 1922.

Querfurt, 8. März 1923.
Der Vorſitzende des Kreisausſchufſv. rauſe, Landrat. ſchuſſet

Beſtätigt.
Magdeburg, 29. Januar 1923.

Der Oberpräſident.
Jn Vertretung: Breh er.

Ja
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Nach den darüber eingegangenen Berichten ſind gute d

a

Beilage für

Halle und Saalkreis.
Halle, den 5. März 10923.,

Schulnot und Abhilfe.
Die teuren Bücher und Schreibmateriglien.

Dem Amtlichen Pre iſ en Pr dienſt wird Jminiſter ium heſcriehen chen Preſſedienſt wird aus dem Kultus
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gen entgegen, die das beginnende Schuljahr für ihre ſchullichtigen Kinder mit ſich bringt. Sie dürfen r e i
erſtändnis des Kultus miniſteriums rechnen, das in einem ſoeben

an die Provingialſchulkollegien und Regierungen ergangenen Erlaß
ich eingehend mit dieſen Sorgen beſchäftigt und abzuhelfen

4 dem EWie aus rlaß hervorgeht, hat der Miniſter Wiſſen-ſchaft, Kunſt und Volksbildung ſchon vor einiger d d
anſtellen laſſen. Sie zeigten, daß die Koſten für die Anſchaf
fung von Büchern, Heften, Zeichen- und Schreib-
materialien und für die ſonſtigen Schulbedürfniſſe eine außer
ordentliche Höhe erreicht hatten, und daß der größte Teil der
Eltern gegenwärtig nur unter ren Opfern dieſe Koſten auf
zubringen vermag. Jn wiederholten Erlaſſen iſt bereits darauf
hingewieſen worden, bei den Anforderungen der Schule auf die

größte Sparſamkeit zu halten.
Die Leiter und Leiterinnen der höheren Lehranſtalten, der
Rektoratsſchulen, Mittelſchulen und höheren Mädchenſchulen, ſowie
der Lehrer und Lehrerinnenſeminare ſollen nunmehr noch vor
Oſt e rn in gemeinſamer Beratu mit der Lehrerſchaft feſtſtellen,
welche Lehrmittel unbedi n gt für jede einzelne Klaſſe nötig ſind
und die größte Sparſamkeit in re auf Hefte, eib und
g e beobachten. Die Schulleiter werden vom Miniſter
perſönl h dafür verantwortlich gemacht, daß Anſchaffungen über
das in der Konferenz e r Maß unter keinen Um
ſtänden verlangt werden. Mit aller Strenge ſoll darauf ehaltenwerden, daß auf die aus Glternkreiſen bekanntgewordenen Wünſche

und Beſchwerden größtmögliche Rückſicht W wird.
Bei den eingeführten Lehrbüchern ſoll zunächſt teprifft,

werden, welche nicht durchaus nöt i ſind. Jhre Lnſchaffu
oll dann bis auf weiteres nicht gefordert werden. Wo es mögli

iſt, ſollſt ohne Lehrbücher ausgekommen
werden. Für den neuſprachlichen Unterricht ſind bereits in einem
Erlaß vom 28. Januar 1628 entſyrechende Anordnungen getroffen
worden. Beſondere Ausgaben char und SWerke e nicht werden. g27 wenn der Schüler

m in irgendeiner Ausgabe zurHand hat. Wenn von denſelben Verfaſſern ſtammende Lehrbücher
ür verſchiedene larten nur g eringfügige Verſchiedeniten aufweiſen, ſollen für e e derſelben Familie, die
perſchiedene Anſtalten beſuchen, die auchten Lehrbücher nur
einmal ar werden. Jm Unterricht ſollen ſolche Kinder
m Notfall beim Nachbar einſehen
Noch einmal verweiſt der Erlaß auf die vom Miniſter kürzlich
pfohlene Schaffung von

Hilfsbücherrien für bedürftige Schüler.

mit nahmen gemacht worden: Die
Schüler werden efordert, ihre Lehrbücher der Anſtalt unent
geltlich oder zu enäßigem Preiſe abzugeben. Dieſe Bücher werden
in einer Bücherei vereinigt, die durch freiwjillige Spenden begüter
ter Eltern, d den Erlös von Schulaufführungen u. a. erweitert
werden kann. Aus dieſer Bücherei werden wirklich bedürf-
tigen Schülern Bücher unentgeltlich oder gegen einen
Jahrespreis leihweiſe überlaſſen. Der Werkunterricht ſoll für die
Inſtandſetzung dieſer Bücher nutzbar gemacht werden.

Eine weſentliche Verbilligung der Bücher, ſo ſagt der Erlaß
weiter, wäre durch frühzeitigen Sammelbezug durch Schule
oder Patronat unter Beteiligung des Buchhandels herbei-

zuführen. Bei den ſchwierigen Verhältniſſen, die gegenwärtig im
Buchhandel herrſchen, ſei es unerläßlich, daß die Schulleitungen
rechtzeitig den Buchhändlern am Ort den künftigen Bedarf an
Lehrbüchern und Leſeſtoffen mitteilen. Nur ſo kann eine pünktliche

ieferung verlangt, kann auch die überflüſſige Beſtellung zu vieler
Exemplare durch verſchiedene Buchhändler vermieden und eine Er
ſparnis an Porto und ſonſtigen erheblichen Nebenkoſten erreicht
werden.

Der Miniſter ſpricht zum Schluß die Erwartung aus, daß die
Provingialſchulkollegien und Regierungen der Frage der Schul
bedürfniſſe beſondere Aufmerkſamkeit ſchenken
zund, daß dieſe Frage ſowohl

Mit den größten Sorgen ſehen die meiſten Eltern den Anforde d

Volksblatt unck

in Elternverſammlungen wie auch im Elternbeärat
gründlich beſprochen wird. Den Wünſchen der Eltern, ſoweit ſie
e mit den Unterrichtszielen in Einklang gebracht
werden können, ſoll nach Möglichkeit entgegengekommen werden.

Der Hunger und die Kinder.
Der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt ſchreibt:

Bei den letzten Schulunterſuchungen haben ſich nach dem überein-
ſtimmenden Urteil der mediziniſchen Sachverſtändigen wiederum
ie Folgen der Unterernähru ng nachteilig bemerkbar ge-

macht. Um die Geſundheit der Schulkinder nach Möglichkeit zu
heben, ſollen auch im Jahre 1928

Stadtkinder zu ihrer Erholung aufs Land
überführt werden. Die Leitung dieſes Fürſorgeunternehmens
liegt wie bisher in den Händen des Vereins „Landaufent-
halt fü rStadtkind er“, dem auch für dieſes Jahr die nach-
drückliche Förderung ſeiner Beſtrebungen durch die beteiligten Be

Vergeßt nicht
die

Ditgliederverſammlung der Partei
Oberbürgermeiſter Genoſſe Beims (Dagdeburg)

ſpricht
am (Dittwochabend 7, Uhr im „Volkspark“

über „Geldnot und Städteleben“.,
Werbearbeit iſt auch hier Genoſſenpflicht.
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hörden, insbeſondere durch das Wohlfahrtsminiſterium, das Kultus
miniſterium und das Landwirtſchaftsminiſterium zugeſagt r
Da bei der Durchführung des Unternehmens im vergangenen Jahr
wiederholt Störungen beobachtet worden ſind, haben die beteiligten
Miniſter jetzt nochmals auf die Richtlinien hingewieſen, und
deren Beobachtung allen auf dieſem Arbeitsgebiet tätigen Perſonen
zur Pflicht gemacht, Abdrücke der Richtlinien ſind vom Verein
Landaufenthalt für Stadtkinder, Berlin W 9, Potsdamer Str. 1344
zu beziehen.

Der Ankauf von Gold für das Reich durch die Reichsbank und
Poſt erfolgt bis auf weiteres unverändert zum Preiſe von 85 000
Mark für ein Zwanzigmarkſtück und 42 500 Mk. für ein Zehnmark-
ſtück. Für ausländiſche Goldmünzen werden entſprechende Preiſe
gegahlt. Der Ankauf von Reichsſilbermünzen durch die Reichs
bank und Poſt erfolgt bis auf weiteres unverändert zum 1500fachen
Betrage des Nennwertes.

Zwei neue Schnellzüge für Halle. Vom Sonntag, dem 4. März,
an wird der Schnellzug D 33 Stuttgart--Halle (8,02 bis 8,08 Uhr
abends Berlin (an 10,82 Uhr abends) und vom Montag, dem
5. Märgz, an der Schnellzug D 82 Berlin (ab 7,50 Uhr früh)

Verſuchte Selbſttötung. Am L. März wurde eine jährige
yemien Perſon in einem Abort des l
loſem Zuſtande vorgefunden, den ſie in der Abſicht, ſich zu ver-
giften, betreten hatte. Sie wurde mit dem Krankenwagen der

linik zugeführt. Die Veranlaſſung der Tat iſt nicht bekannt.
Schlägerei. Am 3. März, abends, entſtand in einer Schank-

wirtſchaft in der Gr. Steinſtraße zwiſchen angetrunkenen Per-
ſonen eine Schlägerei, wobei einige von ihnen leicht verletzt wurden.
Die Namen der Täter wurden feſtgeſtellt.

Schrebergärtendipbe beſtehlen die eigenen Klaſſengenoſſen. Licht
ſcheues Geſindel treibt in der letzten Zeit in den Schrebergarten-
kolonien des Südens und Oſtens der Stadt ſein Unweſen. Er ſchämt
ſich nicht, Leute zu beſtehlen, die ſelber kaum zu eſſen haben. So
wurden dem Kriegsbeſchädigten Otto Schulge und dem Arbeiter
Machold aus Bölberg insgeſamt 2 Hühner und 12 Kaninchen
entwendet. Auch in der Schreberkolonie Südoſt und in den
Schrebergärten an der Thaerſtraße wurden Federvieh und
Kaninchen geſtohlen.

Einbruch. Jn der Nacht zum 2. März ſind durch Einbruch im
Norden der Stadt weiße und bunte Oberhemden, gez. D. K. B.,
Bettwäſche gez. S. B. N., und 22 Stück Mull zu 40 Meter geſtohlen
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Halle (10,16 bis 10,22 Uhr vormittags) Stuttgart wieder eingelegt. ß

Hauptbahnhofes in bewußt

Montag, den 5. März

worden. Wer Angaben über den Täter und den Verbleib der
Sachen machen kann, wird gebeten, ſie der Kriminalpolizei, Drey
hauptſtraße 4, Zimmer 67 oder 68, mitzuteilen. Hohe Belohnung
zugeſichert.

Film und kleine Bühne.
C-T., Riebeckplatz. Endlich wird einmal ein bezaubernder

Rheinfilm gezeigt, der nationaliſ. iſchen Elementen keinen Anlaß
u geh Entrüſtung gegen des Stromes augenblickliche Be
rrſcher gibt. Ein Stück rheiniſches Volkstum wird offenbart.
Der einleitende Vorſpruch iſt leider recht doppelſinnig, doch ver

ſöhnt ſpäter wieder die ſprachliche und geſangliche Begleitung vieler
Bilder. Der Bühnen- Einakter wirkt durch gediegenen Humor.

U-T., Leipziger Straße. „Senſation“, das Kennwort der
MaxLandaSchöpfungen. Hier „Der politiſche Teppich“ wieder
um ein Beweis lächerlicher Anwendung kriminaliſtiſcher Methoden.

Viel belacht wird der Trickfilm „Die Reiſe nach dem Monde“,
n viel mehr aber Leo Peukert (in einer Einlage!) als Geiſter-
eher.

Box-Kampf findet hier am rig dem 9. März, abends 7.30
im Wintergarten wieder ſtatt. Die techniſche Leitung ſteht bereits
mit erſtklaſſigen Kämpfern in Unterhandlung und es werden
5 Kampfpaare durch die Seile klettern, um den Abend auf das
ſportlich glänzendſte auszuſtatten. Alles Nähere bringten wir in den
nächſten Tagen.

Verſammiungen und Veranſtaltungen
Betriebsräte der Gruppe 11 (Metallinduſtrie). Am Dienstag,

dem 6. März, abends 7 Uhr, findet im „Volkspark“ eine Ver
ſammlung der geſamten Betricbsräte der Metallinduſtrie ſtatt. Da
die Tagesordnung äußerſt wichtig iſt, müſſen alle Betriebsräte,
Arbeiter und Angeſtelltenräte dieſer Gruppe vertreten ſein.

Soz. Arbeiterjugend. Heute abend 7 Uhr vorletzte Probe zu
W und Volkstänze. Alle Genoſſen müſſen pünktlich ex

einen.

Aus dem Gerichtsſaal.
Schöffengericht.

Milchpantſcherei und kein Ende.
Daß die Landwirte ihre Produkte jetzt mit Rieſengewinn an den

Mann bringen können, genügt manchem aus ihren Reihen noch
nicht, nein, es muß noch gefälſcht werden. Wie man aus einer Ge
richtsverhandlung vom vorigen Sonnabend entnehmen konnte, wird
in den Bauernböfen noch unheimlich Milch gepantſcht oder ent
rahmt, und dieſes minderwertige Zeug verkauft man dann zu ſehr
hohen Preiſen an die Städter. Unſeren Chemifkern iſt es ſehr
leicht, die Fälſchung feſtzuſtellen; enthalten doch die meiſten länd
lichen Brunnen ſalpeterſaure Salze. Das Vorhandenſein dieſer
Salze in der Milch läßt alſo ſofort erkennen, daß ſie gewäſſert
oder, wie der Landmann ſagt, getauft iſt. Ebenſo leicht iſt der
Mindergehalt an Fett in der Milch, eine Entrahmung, zu er
kennen. Daß aber immer noch ſo wenig Milchpantſcher auf die
Anklagebank kommen, liegt in der Schwierigkeit, den Pantſcher
feſtzuſtellen. Da kann es der Landwirt oder die Bauersfrau ſein;
die Mamſell kann auch in Frage kommen, ja die Stallſchweizer
können die Böſewichte ſein. Da nun jeder den Verdacht der Fäl-
ſchung mit Entrüſtung zurückweiſt, ſo muß in ſehr vielen Fällen
von der Anklage abgeſehen werden. Jſt aber ein Milchpantſcher
einmal ertappt nnd geſtändig, ſo erfährt die Oeffentlichkeit nur

wirte haben ja Geld. So wird denn durch die Heimlichtuerei das
Uebel nicht beſeitigt. An den Pranger mit ihnen!

Jm vorigen Monat ſtand nun der Landwirt Strumpf aus
Möderau wegen Milchpantſcherei in der Anklagebank. Daß aus
ſeinem Gut ſeit mehr als einem Jahr faſt andauernd gewäſſerte
und entrahmte Milch gekommen iſt, haben rund 100 entnommene
Proben gezeigt. Trotzdem mußte er freigeſprochen werden,
weil weder ihm ſelbſt noch ſeiner Frau eine ſolche Pantſcherei
nachzuweiſen war; auch ſcheinen ſie, wie ein Polizeibeamter
in der Verhandlung am Sonnabend bekundete, der Fälſcherei tar
ſächlich fernzuſtehen. Nunmehr hat man aber den Schweizer Ernſt
Roth und deſſen Ehefrau auf die Anklagebank gebracht, nachdem
man auf das genaueſte durch Beobachtungen und weitere Probe
entnahmen hat feſtſtellen können, daß die Milch ſchon gefälſcht
aus dem Kuhſtall gekommen iſt. 6 bis 21 Prozent
Waſſerzuſatz hat man in acht Proben der Milch feſtſtellen können.
Milch ohne Waſſerzuſatz hatte in jenen Tagen den Gutshof nicht
verlaſſen. Ebenſo war die Milch entrahmt worden.

Der Amtsanwalt wollte die Angeklagten mit Geldſtrafen von
10 000 Mk., was etwa einem Tagelohn entſpricht, davonkommen
laſſen. Das Gericht verurteilte die Angeklagten aber zu je drei
Monaten Gefängnis und je 10000 Mk Geldſtrafe.

r

Spätinghok.
68 Roman von K. v. d. Eider.

„Aber Grete iſt doch nie ſo recht geſund, die kann Dir doch nichts
en.

„Das iſt es ja gerade. Jch muß nſorgen kann, und ihr wird die friſche Luft gut tun.
„Du haſt recht, Tante. Grete paßt für Dich beſſer als ich.
„Ja, Du biſt ein Wildfang. Aber weißt Du was? Jch werde

mir meine alte Maſchine wieder vom Boden herunterholen. Sie
hat ja ihre Nücken, aber ich kann doch nicht gut ohne ſie fertig
werden. Jch will mich wieder mit ihr vertragen. Sie ſoll mich
tröſten; denn ſie hat meine Tine gut gekannt.

auke Steffens nahm Abſchied. „Nicht wahr Tante Lieſe, im
ächſten Sommer Srlat 77 e auf Spätinghof? Sie
ollen ſehen, auch bei uns int die Sonne. 9Wer puerſ rief Janne, „kommſt Du nach Harbekshof.

„Rein,“ ſagte Lieſe beſtimmt. „Zuerſt in die Marſch, ich muß
doch mal n, ob die Marſch ſo ausſieht, wie ein Teller voll
Brünkohl. Zu Euch junges Volk komme ich erſt ſpäter mal, wenn
da mal eine junge Frau ihre Aufwartung haben muß.

Janne wurde glühendrot. „O Du bitterböſe Tante!

h vor der Abreiſe Mars Harbeks kamen er und Jannee r Der öffentliche Abſchied vor den Augen der
Mutter würde am nächſten Sonntage vor ſich gehen. Dann würde
Kiels Lieſe und Janne in der Kutſche abholen, und die Mutter
würde Janne in die Arme ſchließen und feierliche Worte ſprechen.
Aber ob Mars ſeiner i n einen kleinen Kuß
v i önnen, das war die Frage.Sesral und Janne jetzt ſchon vorweg vonein
and chied. l dwege, der von Hellingſtedt nacke

ie Büſche zu beiden Sein re Blaiter Die Schlehen reiften, und rote Vogelbeeren
über ihren Köpfen.Cre en e W Vögeln zogen über das ganß

Nächſtes Jahr um dieſe Zeit ziehen wir in unſer Neſt. Mutter
Du ommſt nun zu meinem Vater und ich zu Deiner Mutter;

4 feiern wir Verlobung; dann kommt Dein
Va. mit ſeiner neuen Frau nach Harbekshof.

jemand haben, für den ich

r es wird doch ein ſchweres Jahr, für uns beide.“
enk ans Ende, Mars, denk ans Ende!

4

Jn Witzwort gab es wieder mal ein großes Gerede.
„Habt Jhr ſchon gehört, Naſche Heiſterſche, Jan Thomſen ſeine

Frau ſoll tot ſein.“ u„Jſt nicht möglich, Naſche Lehmbeck, er trauert ja gar nicht.
„Na, wozu auch, er hat ja kaum mehr gewußt, daß er 'ne Frau

hatte.“
„Was ſagen Sie dazu, Nachbar? Nun kann Jan doch endlich
Frauke Steffens heiraten!“
„Ja, das Aufgebot ſoll ſchon beſtellt ſein

„Ja, ſie hängen ſchon im Kaſten an der Kirchtür aus!“
„Na, das iſt man recht. Dann kann man doch wieder auf

Spätinghof verkehren. Solange keine Frau im Hauſe war, konnte
unſereins doch nicht da kommen.“

Amerika gekommen ſein. Ganz in der Nähe, im Dithmarſchen
hat S gewohnt.“

„Und eine Tochter ſoll ſie hinterlaſſen haben.
„Ja, ſie ſoll aber ganz wunderlich zuletzt geweſen ſein, ganz und

ger menſchenſcheu.“ SWe war immer ſchon nicht ganz richtig im Kopfe. Ob ihre
Tochter ebenſo iſt?“

„Nein, ſie ſoll nach dem Vater arten.
„Was geht es toll her in der Welt!“
So und ähnlich ſprach man in Witzwort. Jan und Frauke

ſchritten durch das Gerede hindurch zum Traualt ar.
Sie ließen ſich nicht auf dem Hofe, ſondern öffentlich in der

Kirche trauen, um zu zeigen, daß ſie das Licht nicht zu ſcheuen
brauchten. Aber ſie fuhren nicht in der Kuiſche, ſondern gingen
den kleinen Weg S nach Lehnmann Bartels Hof
nd von dort zur Kirche zu Fuß.s Frauke n einfacher wir es machen, deſto eher verzeiht
an uns unſer Glück.“In der re hatte ſich eine große Anzahl Menſchen ein

gefunden. Man war doch neugierig auf Frauke Steffens Staats
kleid. Man wollte ſehen, ob Frauke auch vor dem Altar den hellen
Kopf noch ſo ſtolz trug, ob ſie es wagte, einen Myrtenkranz zu
re das ar eintrat, hinter ihnen als Zeugen z Sönkſen

„Wißt Jhr was, Naſche, Tine Thomſen ſoll gar nicht nach

„Jmmergrün bedeutet Treue,“ ſagte ein kleines Mädchen auf
dem Orgelboden.

Der alte Paſtor, der beide von Kindheit an gekannt hatte, hielt
eine ergreifende Rede. Er hatte das Thema: „Selig ſind, die
reinen Herzens ſind gewählt. Und als er ſprach, als ſeir
Stimme ſich erhob, da blickte er über das Paar hinweg, hinübe
zu denen, die auf den Bänken und auf dem Orgelboden mit neu
gierigen ſchadenfrohen Geſichtern ſaßen.

„Selig ſind, die reinen Herzens ſind!“ Da wußte wohl ein jeder,
das etwas zu bedeuten hatte; es blickte aber jeder vor ſich

nieder.
Mit einer Stimme voll Milde und Güte ſegnete der alte Paſtor

den Herzensbund.
Als die Feier zu Ende war und Frauke an Jans Arm heraus-

trat, da kam dieſer und jener ſchüchtern heran und gratulierte,
da flog ihnen manch freundlicher Gruß, manch herzliches Wort

u.
Es war am Ende des Oktobers. Jan ging mit ſeiner jungen

ruft Arm in Arm die Trift entlang. Es war ein ſchöner, klarer
Herbſttag.Die Summe rings um den Hof waren faſt kahl, die Fennen ſahen

bräunlich aus. Es ging zu Ende mit dem Gras. Nur die Spätings
ſchimmerten im friſcheſten Grün; hier fanden die rotbunten Kühe
noch reichliche Nahrung.

Frauke blickte zu Jan auf. Wie aus tiefen Sinnen hob ſie den
Blick. „Du haſt eine alte Frau bekommen, Jan rEr blickte in ihr Antlitz, das ſeit den letzten Wochen ei nen roſigen
Schimmer bekommen hatte. Lächelnd deutete er auf die Spätinge.

„Sieh mal, wie grün die Spätinge ſind,“ ſagte er. „Erſt ſpät
kommt das Gras heraus, aber dann bleibt es auch deſto länger,
und wenn es überall ſchon öde und grau iſt, dann ſind die Spä-
tige noch immer grün. So iſt es auch mit unſerem ſpäten
Glück.“

„Jan, Jan. ſagte Frauke, „wo haſt Du gll die ſchönen Worte
her? Jan, Du biſt erkannt, Du biſt ja ein Poet.

Stolz und glücklich ſah fie ihm in die Augen. Da lachte er.
„Frauke, was biſt Du für ein kleines, ſüßes Frauken; Du machſt
Deinem Namen Edre.“

Arm in Arm ſchritten ſie weiter, dicht aneinandergeſchmiegt.
Dann blieben ſte ſtehen und ſahen einen Augenblick lang in die
Ferne. Jhre Blicke wurden ſcharf und ſpähend.

Am Horizont winkte ein Segel, nein, zwei, drei.
und Klas Niſſen, gab es ein Getuſchel.

Frauke Steffens, die es wohl riskieren Er ſig
Seidenkleid anzuſchaffen, ſchritt im ſchlichten, ſchönen Swarzer
Wollkleide zum Altar und in ihrem hellen Haar hing eine Ranke
Jmmergrün mit blauen Blümchen.

ich darauf. Jſt es nicht ſchön, daß ich ſo balda Se neue Biater bekomme?“ ſam an,

konnte, ſich das ſchwerſte

„Das hat was auf ſich,“ ſagten die Leute und ſahen ſich vebent, in Händen

Sie ſahen ſich tief in die Augen. Es waren dieſelben ſehnſuchts
Augen, die einſt aus Kindergeſichtern in die Ferne ſchauten.

beide einen Gedanken: Dort winkte das Meer, das
Laß es winken, wir halten unſer Glück

Kadr.

vollen
Sie hatten

v ferne geſehenſchöne, ferne, nie geſehene.

ſelten davon. Der Uebeltäter oder die Uebeltäterin wird mit einem
Strafmandat bedacht und das Geld wird glatt bezahlt; denn Land



Aus der Provinz.
Was verhey man unter einer Roggenanleibe

Man verſteht darunter das folgende: Die Schuldſcheine werden
nicht auf Geld, ſondern au oggen ausgeſtellt. Wenn von
einer ſolchen Anleihe kleine Stücke, d. h. auf eine r MengeRoggen, ausgeſtellt werden, kann ſolche Anleihe zu einer rig
des kleinen Mannes werden. Die Schuldſcheine auf Roggen
können auch auf Kohle, Holg oder Kali lauten) haben 87 er den
Shuldſcheinen auf Geld (Staatspapiere, Hypotheken, Obligationen)
den Vorzug, daß ſie immer Goldwert behalten. Daher nennt man
dieſe Anleihen auch wertbeſtändige Anleihen. Es haben
bereits eine gzange Reihe von a r und ſogar ein
Provinzialverband wertbeſtändige Anleihen auf der Roggenbaſis
ausgegeben, weil ſie als Sicherheit ländlichen Grundbeſitz bieten.
können. Wer von ſolcher Anleihe Stücke, die bis zu einem Viertel-zentner und noch weniger können, faufen will, der wird
den jeweils dafür en Roggenpreis, der ermittelt wird
nach den amtlichen Notierungen an der Börſe, zahlen müſſen.
Der einmal ermittelte Durchſchnittspreis iſt dann feſtſtehend für
den Teil einer ſolchen Anleihe, die gerade aufgelegt iſt. Jſt der
Preis des Roggens, um nur eine Zahl zu nennen, beiſpielsweiſe
auf 50 000 Mk. pro Zentner feſtgeſetzt, ſo muß dieſer Preis für das
auf dem Anleiheſtück angegebene Quantum Roggen bezahlt werden.
Die Verzinſung ſolcher Anleihe erfolgt dann ebenfalls auf
der Baſis des Roggenpreiſes. Die Zinsſcheine lauten
daher hier wieder nicht auf Mark, ſondern auf Pfund Roggen. Mit
dieſen Anleihen iſt alſo ein wertbeſtändiges Papier geſchaffen, das
vor der Entwertung des Geldes geſchützt iſt. Sollte ſpäter, wenn
die Rückzahlung der Schuld erfolgt, ein niedrigerer oder ein höherer
Preis als der in Zahlung gegebene, in Frage kommen, ſo wird das
Geld dann auch einen entſprechend niedrigeren oder höheren Wert
haben. Schuld und Verzinſung der Schuld lauten ja auf ein be-
ſtimmtes Quantum Roggen. Die Kleinrentner können, wenn die
Stücke bis zu einem Viertelgentner ausgegeben werden, durch der
artige Anleihen ihre Reſtvermögen vor weiterere Entwertung
ſchützen.

Maßnahmen zum Schutze des Baumbdeſtandes.
Der Regierungspräſident von Merſeburg hat angeordnet,

daß alle Maßnahmen, die eine Aenderung des Holzbeſtandteiles an
Waldflähen, Grünflächen, Parks, Baumalleen, Promenaden,
kleineren Buſchparzellen und Einzelbäumen herbeiführen, im
Land und Stadtkreis Merſeburg ſeiner Genehmigung be-
durfen, und zwar innerhalb eines Gebietsſtreifens von je 8 Kilo
meter Breite zu beiden Ufern der Sagle und der Geiſel. Als ſolche
genehmigungspflichtigen Maßregeln ſind anzuſehen Rodung eines
Waldes, Ausäſten, Beſeitigung des Unterholzes, ſowie auch mittel
bare Maßnahmen, die auf den Baumbeſtand von Einfluß ſind.
Der Genehmigung bedarf es nicht bei Grundſtücken, die in erſter
Linie der Holzzucht beſtimmt ſind und nach einem anerkannten
Plan bewirtſchaftet werden. Ebenſo ſind ausgeſchloſſen Holz-
nutzungen geringeren Umfanges, die in der eigenen Hauswirt-
ſchaft des Eigentümers gebraucht werden. Holzbeſtandsverände-
rungen, die lediglich einzelne Baumgruppen oder Alleen betreffen,
bedürfen nur der Genehmigung des Landrats, in Stadtkreiſen derOrtspolizeibehörden. Die Verordnung iſt am 24. Februar in Kraft

getreten.

Merſeburg. Zuckermarken. Mit Ablauf des Februar ſind
die Februar-Zuckermarken A und B und die Sonderzuteilungs-
marie B außer Kraft getreten. Jm Monat März ſind die
Marken Abſchnitte A und B mit je 1 Pfund Zucker zu beliefern.
Eine Freigabe von Säuglingsazucker iſt bislang noch nicht wieder
erfolgt.Merſeburg. Verſammlung des Baugewerksbundes.
Die Baugewerkſchaft Merſeburg hält am Dienstag, dem 6. März,
abends 7 Uhr, in der Aula der Mittelſchule am Schulplatz eine
Mitgliederverſammlung ab. Die Wichtigkeit der Tagesordnung er
fordert das Erſcheinen aller Kollegen. Mitgliedsbuch iſt mit-
zubringen.

Unangebrachte Selbſtbeweihräucherung. Unter
der Ueberſchrift Wer hat verſagt?“ veröffentlicht der Angeſtellte
des Zimmererverbandes, Grahmann in ſeinem Leiborgan
einen längeren Aufſatz, der als Verteidigung gegen eine angeblich
zu unrecht erhobene Anſchuldigung der Pflichtverletzung gedacht iſt.
Der überzeugte Kommuniſt Grahmann ſtellte in dem Aufſatz, deſſen

Länge durch nichts begründet iſt, wieder einmal ſeine bisher
verkannten eminent hervorragenden geiſtigen Fähigkeiten vor die
breite kommuniſtiſche Oeffentlichkeit und verſucht, die Schuld dem
böſen nichtsnutzigen Hennig von den Metallarbeitern zuzuſchieben.
Feſt ſteht aber, und das kann nicht aus der Welt diskutiert
werden, daß nach dem Beſchluſſe des Gewerkſchaftskartells Hennig
beauftragt war. das geſamte Material über Lohnbewegungen zu-
ſammenzufaſſen und den Gewerkſchaften zugängig zu machen;
ebenſo ſollte Genoſſe Hennig eine genaue Teuerungsſtatiſtik
führen. Letzteres iſt unter ſchweren Opfern an Zeit und Geld auch
bis zum Oktober 1622 geſchehen. Die erſte Aufgabe konnte nur
ſehr ſchwer gelöſt werden, weil eine Reihe von Gewerkſchaften ihre
Pflicht nicht getan haben. Von den Gewerkſchaften, die einen
Angeſtellten beſchäftigen, iſt das Material prompt eingegangen,
von den kleineren aber kam ſehr wenig. Trotzdem der Zimmerer-
verband auch einen Angeſtellten hat, iſt von dort an die im ſelben
Hauſe befindliche Zentrale im ganzen Jahre keine Nachricht er
folgt. Grahmann führt zur Entſchuldigung ſeiner Pflichtver
ſäumnis an, er ſei nur ſeinen Kollegen Rechenſchaft ſchuldig.
Damit ſagt er alſo, daß er ſich nach Kartellbeſchlüſſen überhaupt
nicht richtet, verlangt aber fortgeſetzt, daß das Kartell ſich dem
kommuniſtiſchen Bezirkskommando fügen ſoll. Seiner Energie
iſt, wie er ſtrahlend behauptet, das Anwachſen des Zimmerer-
verbandes wahrhaftig nicht zu verdanken, wohl aber der Tätigkeit
der gewerkſchaftlich Organiſierten im Leunawerke. Weng von
dort nicht alles getan worden wäre, es würde wohl ſchlecht um
die Zimmerer beſtellt geweſen ſein. Kennzeichnend für ſein
Empfinden für Sachlichkeit iſt der perſönliche Angriff auf den
Genoſſen Hennig. Wenn er ſchreibt, beim Antritt Hennigs in

Nun an.

dies ſonſt der Fall war.

Tandbundgeſchichten.
Nr. 16 20. das „Volkoblatt“ unter dererſchri e einige kurze Notizen über die

Gepf iten im Vorſtand und in der 2 des Tor
uer Landbundes gebracht, welche die dieſer

Leute als Führer des Landvolkes allerdings in einem eigentüm-
lichen Licht erſcheinen laſſen. Trotzdem wir ſicher waren, daß
unſere damaligen Angaben in der Hauptſache der Wahrheit ent
ſprachen, hatten wir uns bereit erklärt, eine etwaige Richtig
ſtellung zu bringen. Wir wir aber gleich annahmen, wagt man
nicht, an den Tatſachen zu rütteln. Durch unſere Erkundigungen
haben wir feſtgeſtellt, daß alles beim alten geblieben iſt. Die
ſo ſtark kompromitierten Perſönlichkeiten werden vom Vorſtand

ehalten und gedeckt, weil man fürchtet, daß dieſe zu ſehr hinter dieKuliſſen geſehen haben und könnten darum allerlei Nnangenehmes
ausplaudern. Darum hat man ſeinerzeit den Wirſitzki nicht zu
Worte kommen laſſen. Vielleicht bereut man jebt, nicht vor
ichtiger bei der vorjährigen u mlage geweſen zu ſein.

ieſer Hinweis mag einſtweilen genügen. Wir werden auf dieſen
Punkt nötigenfalls noch einmal zurückkommen.
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Liebenwerda. Merk würdige Praktiken des Woh
nungsamtes. m November 1922 erteilte der hieſige
Magiſtrat ſchriftlich einem nach Mühlberg im hieſigen Kreiſe ver-
zogenen Beamten die Erlaubnis, ſeine Wohnung in Liebenwerda
mit der eines Mühlbergers, der nach Liebenwerda verziehen wollte,
u tauſchen. Eine gang atte und geſetzlich zuläſſige Verfügung
es Bürgermeiſters Dr. Geuting. Wenn in anderen Städten der

Magiſtrat ſolche Zugeſtändniſſe macht, ſo gelten ſie als definitiv.
Anders in Liebenwerda, wo anſcheinend der Magiſtrat oder der
Bürgermeiſter ſeine Anſichten andauernd wechſelt. Plötzlich zieht
der Magiſtrat ſeine Zuſtimmung ohne jeden erſichtlichen Grund
zurück und weiſt die Wohnung dem Prokuriſten einer hieſigen
Firma zu. Dieſer hatte nun in der r anderweitig ein
Unterkommen gefunden, und ſo war die Tauſchwohnung wieder
frei. Nun war kein Mieter vorgemerkt. Was nun mit der freien
Wohnung machen, die man zuerſt, allerdings nur in Liebenwerda
bereits ſchriftlich zum Tauſche freigegeben hat. Der Magiſtrat
bezw. der Bürgermeiſter ſtellt dieſe Wohnung nun für einen Ruhr-
flüchtling zur Verfügung und unter dem Vorgeben der Wohltätig-keit für hie Ruhrflüchtlinge wird den beiden armen Teufeln ver-

wehrt, ihre Wohnungen in Liebenwerda und Mühlberg an dem
Tauſch hat kein Menſch irgendeinen Schaden mit einander zu
tauſchen. Die beiden Tauſchenden werden nunmehr gezwungen,
doppelten Haushalt zu führen, wodurch die Ausgaben für die
r verdoppelt werden. Wir können nicht annehmen,
daß die Magiſtratsmitglieder in Liebenwerda von dieſem Vorgehen
des Bürgermeiſters irgend etwas wiſſen. Denn die nunmehr ge-
troffene, mit einem ſozialen Deckmäntelchen umhängte Entſchei-
rn Magiſtrates bzw. Bürgermeiſters entſpricht ſicher nicht
den Anforderungen an ſogziales Verſtändnis. Wir hoffen, daß der
Regierungspräſident, dem die Angelegenheit zur Entſcheidung vor
liegt, ein Machtwort dahin ſprechen wird, daß endlich die beiden,
die den Wohnungstauſch eingehen wollen, zu ihrem Recht kommen
und der Magiſtrat, ſprich Bürgermeiſter, noch herangezogen wird,
die durch ſeine Verſchleppungstaktik den beiden entſtandenen großen
Koſten zu erſetzen. Die Genoſſen im Liebenwerdaer Stadtparla-
ment aber erſuchen wir, mal dieſem Fall in der Wohnungsbewirt-
ſchaftung mit allem Nachdruck nachzugeben und ſich nicht durch
etwaige Ausreden abſpeiſen zu laſſen. Ein Mann ein Wort.
Wenn der Magiſtrat im November ſchriftlich dem Tauſch zu
geſtimmt hat, kann er ihn jetzt nicht widerrufen. Wo ſoll der

laube an die Behörden bleiben?
Liebenwerda. Aus der Partei. Die letzte, gutbeſuchte

Monatsverſammlung der Partei beſchäftigte ſich in aus-
giebiger Debatte mit den in dieſem Jahre zu erwo enden Ge-
meindewahlen. Für die Beteiligung der Partei am Wahlkampf
wurden Richtlinien aufgeſtellt, welche eine ſtraffere Zuſammen-
faſſung unſerer Fraktion und eine enge Zuſammenarbeit mit der
Partei gewährleiſten ſollen. Für die Beſtreitung der Wahlkoſten
ſind Sammelliſten in Umlauf geſetzt worden. Aus Anlaß der
40. Wiederkehr des Todestages von Karl Marx hielt Gen. M. K.
Fitzkow eine kurze Anſprache, worin er der weltgeſchichtlichen Be
deutung des Begründers des wiſſenſchaftlichen Sozialismus ge-
dachte und die Zukunft der ſozialiſtiſchen Bewegung unter das
Leitwort ſtellte: „Jm Sinne von Marx über Marx hinaus“. Von
dem Opferſinn unſerer Genoſſen legte der Bericht des Kaſſierers
Zeugnis ab. Danach ſind im erſten Vierteljahr 13 600 Mk. frei-
willige Beiträge aufgebracht worden.

Falkenberg. r r der Amtsvorſteher desKreiſes Liebenwerda. Am Donnerstag, dem 1. März,
fand hier im „Kaiſerhof“ eine Verſammlung der Amtsvorſteher
des Kreiſes Liebenwerda ſtatt. Ueber die Entſchädigungsfragen
erfolgte eine eingehende Ausſprache. Beſchloſſen wurde, die
Klaſſe 6 der ſtaatlichen Beſoldungsordnung zugrunde zu legen und
je nach Größe und Lage der Jnduſtrie oder Landwirtſchaft einen
Zrozentſatz von jeder Klaſſe zu fordern. Die Gebührenordnungen

fanden einſtimmige Annahme und ſollen für den gangen Kreis
einheitlich geregelt werden. Vorſitzender der Vereinigung iſt Ge
noſſe Amtsvorſteher Dietrich (Falkenberg). Die nächſte Sitzung
findet am 17. April in Liebenwerda ſtatt.

Grünewalde. Geiſt reiche Entgleiſungen ſind es nicht.
was der für unſeren Ort amtierende evangeliſche Pfarrer anläß-
lich einer Beerdigung ſich leiſtete. Das am offenen Grabe Lor
dem Trauergefolge als Grabrede Gegebene bezeichnen Ohren-
zeugen als ganz große Ungehörigkeiten, wenn nicht ein viel ſtär-
kerer Ausdruck gebraucht werden muß. Man ſagt, der Herr
ſtamme aus Mecklenburg, wo es gewiſſe Geſchöpfe mit harten
Köpfen gäbe. Die Redaktion derartiger Reden ſoll an beſtimmten
Abenden in beſtimmter Zuſammenkunft erfolgen. Wir wünſchen
den Herrſchaften zu ihrer neuen Betätigung viel Glück. Die Ar-
beiterſchaft wird aus dem Vorgang ihre Lehren zu ziehen haben.

Bitterfeld. Stadtverordnetenſitzung. Der Vorſteher
Genoſſe Hennig begrüßt die in größerer Zahl anweſenden Zuhörer
und glaubt, die Urſache in der abermals fehlenden Bericht
erſtattung der hieſigen bürgerlichen Blättchen zu erblicken. Schuld
am Nichterſcheinen der Berichterſtatter iſt die Bezahlung, die ſeitens
der Stadt mit Recht abgelehnt worden ift. Bedauerlich iſt nur, daß

geführt, da die Beſtätigung erfolgt iſt. Die proviſoriſche Pflaſte
rung der Röhrenſtraße bis zur Schupokaſerne wurde beſchloſſen

Kohlen
bew Auch ſei ſchuld, daß man mit Ferngasverſorgung ſchon
früer rechnete und dadurch die Kohlen nicht vorrätig waren, wie

Genoſſe Spengler beantragte, da die Be
richterſtattung der hieſigen B
ſchen Bekanntmachungen durch den Steindruckapparat zu verviel-
fältigen und durch Anſchlag an den Säulen zu verbreiten. Dieſer
Antrag ſoll in der nächſten Stadtverordnetenſitzung beraten werden.
Hierauf fand eine geſchloſſene Sitzung ſtatt.

Zörbig. Rätſelhaftes Verſchwinden. Die kürzlich
von uns unter vorſtehendem Stichwort gebrachte Meldung, daß
der kürzlich als Selbſtmörder beerdigte 19jährige Arbeiter Paul
Porada von hier vermutlich eine andere unerkannte Verſon ſei,
hat ſich voll beſtätigt. Porada iſt am Dienstag dieſer Woche „von
der Walze“ zu ſeinen hieſigen Eltern zurückgekehrt, denen die

u gönnen iſt, da ſie bereits zwei Söhne imFreude beſonders

ätter wegfällt, auch ſämtliche ſtädti-

n. Die Beerdigungskoſten des Doppelgängers,Kriege verloren

i wird 2 des eieeneries ren zen
n Eltern obendrein zu erſtatteng

Von Einbrechern erſchoſſen. Hier wurde
der Hofbeſißer Heuſch nachts von Dieben, die er in der Scheune
überraſchte, erſchoſſen. Die Diebe ſind feſtgenommen.

Bennungen. Einſtellung der Abbau arbeiten am
Queſtenberg Dieſer Tage ging durch die Preſſe die Mit-teilung, daß der zwiſchen der hederfcheft Felsberg (die ſeit

einiger Zeit am Bohnhof ein Gipswerk betreibt) und der Gemeinde
Queſtenberg auf die Dauer von 99 Jahre'abgeſchloſſene Vertrag
über den Abbau des im OQueſtenberger Tale belegenen Queſten-
bergs aufgehoben worden iſt. Die Vertragsaufhebung iſt auf einen
Eingriff des Kultusminifteriums zurückzuführen, das plötzlich ent
deckt hatte, daß es ſich bei dem Queſtenberge um eine altgeſchicht
liche Walburg handelt, die unbedingt erhalten werden müſſe.
Auf Grund des preußiſchen ehe zum z der Naturden
male wurde der Regierungspräſident von Merſeburg zum Ein-
ſchreiten veranlaßt. Die bereits erteilte Abbauerlaubnis wurde
zunächſt dahin eingeſchränkt, daß der Bruch des wertvollen Geſteins
nur vermittels eines Stollens erfolgen dürfe und jetzt ſchließlich
gang zurückgezogen. Nicht unintereſſant iſt dabei, neben einer
ganzen Reihe anderer Nebenumſtände, die Haltung der Queſten-
berger Gemeindevertretung, die der Abtragung des Queſtenberges
nahezu einmütig ihre Zuſtimmung erteilt hat, einmal, weil dadurch
der Gemeinde eine nicht zu unterſchätzende Einnahmegquelle er-
ſchloſſen wurde, zum andern, weil das Haupthindernis, das ſich
jetzt der Ausbreitung des Dörſchens entgegentürmt, im Laufe der
Jahrgzehnte beſeitigt worden und die Gemeinde in den Beſitz wert-
vollen Baugeländes gekommen wäre. Jetzt heißt es nun, die
Gemeinde habe nicht nur eine veränderte Haltung zu dem Abbau
des Steinkoloſſes eingenommen, ſie habe ſich vielmehr noch bereit
erklärt, der Gewerkſchaft Felsberg eine Abfindungsſumme zy
zahlen. Die e daß ſich die Gewerkſchaft wunmehr nach
einem andern Betriebsfeld umſehen muß, beſtärkt uns in der An-
nahme, daß hier maßgebende Perſönlichkeiten mitwirkten, denen es
ein unerträglicher Gedanke iſt, zuzuſehen, wie hier ein Geſchäft zu
machen iſt, bei dem man doch gut mitwirken könnte. Die
in der Nähe lagernden, für den Abbau nur in Frage kommenden
Gipsmaſſen gehören nämlich größtenteils dem Fürſten von Stol-
berg-Roßla, und es heißt ja auch, daß „Durchlaucht“ der Gemeinde
bei Löſung des Vertrages in weiteſtem Maße entgegengekommen
ſein F. Das Queſtenfeſt, ein mittelalterlicher Mummenſchanz
und Narrenſpuk und die angeblich vorhandenen hiſtoriſchen Wall-
anlagen aus grauer Vorzeit, werden ins Feld geführt, um die
induſtrielle Ausbreitung des Queſtenberges zu hindern; wir wollen
heute kein Wort dazu ſagen, ſondern abwarten, wie ſich die Dinge
weiter entwickeln werden. Dann wird ſich jedenfalls Gelegenheit
bieten, zu zeigen, daß die allgewaltigen Beherrſcher der ſogenann-
ten Grafſchaft doch beſſere Geſchäftsleute ſind als di r reter
der kleinen Arbeitergemeinde Queſtenberg.

Gewerkſchaftsbewegung.
Der Bergarbeiterkampf an der Saar.

Aus dem Saargebiet wird uns geſchrieben:
Seit einem Monat ſtehen jetzt die Bergarbeiter des Saargebietes,

etwa 70 000 Mann, im Kampf um eine beſſere Entlohnung und
menſchenwürdige Behandlung. Die franzöſiſche Grubenverwaltung
hat ſich bis heute noch nicht bereit erklärt, den berechtigten For
derungen der Arbeiter entgegenzukommen. Frankreich muß dieſe
Starrköpfigkeit mit einem Förderausfall von rund einer Million
Tonnen Kohle bezahlen. Obwohl die Saarregierung unmittelbar
nach Ausbruch des Kampfes den Grubenverwaltungen ein großes
Militäraufgebot zur Verfügung ſtellte, das keine Gelegenheit zur
Provokation der Saarbevölkerung und der Str kenden vorüber
en läßt, e die Vergarbeiterſchaft geſchloſſen wie am erſten

age da. it h einiger kommuniſtiſcher Quertreiber
alten die am Kampf
hriſtlichen Bergarbeiterverbands ſowie der beiden Metallarbeiter
verbände eine muſtergültige Diſziplin. Die Urſachen des Streiks
ſind in der s er Löhne um rund 7 Franken und in
der unwürdigen Behandlung der Bergarbeiter zu ſuchen. Die Ge
e teſern en werden ſo vorgenommen, daß diejenigen, die es
ablehnen, ſich die Gunſt der franzöſiſchen Vorgeſetzten zu erwerben,
nicht einmal den garantierten Mindeſtlohn verdienen. Dazu
kommen Ueberwachungen und Leibesviſitationen, die in der ent
ehrendſten Weiſe von bewaffneten Kontrolleuren vorgenommen
werden. An Deputatkohle erhalten die Bergarbeiter das ſchlechteſte
Produkt, während die franzöſiſchen Beamten und Hilfsperſonen
mit der beſten Kohle beliefert werden. Den Steigern wird für
eine beſtimmte Tonnenzahl eine i verſprochen, was zur
a hat, daß dieſe Fronvogte die Bergarbeiter wie wild zur Ar

it hetzen. Wird das geforderte Soll nicht erreicht, dann gibt es
ohne Rückſicht auf die etwa vorhandenen techniſchen Schwierig-
keiten hohe Strafen. Von einem Mitbeſtimmungsrecht der Berg-
arbeiter, wie es das Betriebsrätegeſetz vorſieht, iſt natürlich keine
Rede. Anfang Januar reichten die Organiſationen ihre Forde-
rungen auf Erhöhung der Löhne um 7 Franken und Beſeitigung
der vorſtehend geſchilderten Mißſtände ein. Es wurde nach langen
Verhandlungen eine Zulage von 3 Franken bewilligt, die von den
Bergarbeitern am 4. Februar abgelehnt worden iſt. Dieſe Ab-
lehnung war gleichbedeutend mit dem Streik. Die Grubenver-
waltung beantwortete dieſen Schritt mit der Einſtellung der Kraft
und Lichtlieferungen an die Bevölkerung. Aber auch dieſe Schikane
blieb ohne jeden Erfolg. Die infolge des Kohlenmangels arbeits
los gewordenen Jnduſtriearbeiter zeigen volles Verſtändnis für
den Kampf der Bergarbeiter. Wenn wie bisher alle Provokationen
des widerrechtlich nach dem Saargebiet entſandten Militärs nicht
zu den von der Saarregierung und der Grubenverwaltung ge-
wünſchten blutigen Unruhen kommt, die den fremden Gewalthabern
Anlaß geben ſollen, den Streik mit brutalſter Gewalt blutig niederzuſchlagen, dann wird dieſer Kampf der S

neuen Niederlage Frankreichs führen.

Der Reichsangeſtelltentarif vor dem Scheitern.
Nach achtmonatigen Verhandlungen ſind am 2. März die Ver-

handlungen über den Reichstarif für die Angeſtellten der Reichs-
verwaltungen zu einem vorläufigen Stillſtand gekommen. Jn der
Frage der Beibehaltung einer Tarif-Schiedsſtelle über die Ein-
gruppierungen, die Berechnung des Vergütungsdienſtalters und
des Geltungsbereichs wollten die Vertreter der Reichsregierung die
AngeſtelltenOrganjiſationen vor eine erneute Entſcheidung des
Reichskabinetts ſtellen, obwohl dieſes bereits anläßlich der Kün-
digung des bisherigen Tarifes zu dieſen Fragen Stellung genom-
men hat. Der Vorſchlag der Organiſationen, ein Schiedsgericht
beim Reichsarbeitsminiſterium einzuſetzen, wurde mit dem Be
merken zur Kenntnis genommen, daß auch hierzu erſt eine Kabi-
netts- Entſcheidung notwendig ſei. Die Organiſationen konnten
dem nicht folgen und erklärten daraufhin die Verhandlungen in
den obenerwähnten Punkten für abgeſchloſſen, indem ſie ſich gleich
zeitig volle Handlungsfreiheit vorbehielten.

Aus dem Halliſchen Gewerkſchaftsleben.
Einigung im Buchdruckgewerbe.

Am Sonntag in ſpäter Abendſtunde iſt vom Zentral-Schlich-
tungsamt in Berlin ein Schiedsſpruch gefällt worden mit der Maß
T daß ab 4. März bis einſchl. 16. März die Tariflöhne um

5 Prozent erhöht werden. Der Schiedsſpruch, der von den
Unternehmern zunächſt abgelehnt worden war, wurde nach weiteren
Verhandlungen beiderſeitig anerkannt. Der Spitzenlohn in Klaſſe O
beträgt in Halle für Verheiratete 69 825 Mk.

Gewerbegerichtsbeiſitzer des Gewerbegerichts Halle. Mittwoch,
den 7. März, abends 7 Uhr, im Gewerkſchaftshaus Reſtaurant
wichtige Sitzung.

Betriebsräte der Metallinduſtrie.
„Volkspark“ Verſammlung.

Dienstag abend 7 Uhr im
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